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A. Zusammenfassung der Ergebnisse 

 

In Deutschland hat sich eine öffentliche Diskussion zur Thematik „Illegalität“ 
entwickelt. In der Diskussion stehen sich die ordnungspolitisch orientierte 
Sichtweise einerseits und die menschenrechtlich orientierte Position anderer-
seits gegenüber. 

Von Kirchen, Wohlfahrtsverbänden und Menschenrechtsorganisationen wird 
der Staat zur Verbesserung der Situation Illegaler aufgefordert, insbesondere in 
den Bereichen Gesundheitsversorgung, Schulbildung für Kinder und Schutz 
illegaler Arbeitnehmer. In allen Tätigkeitsfeldern wird den Übermittlungspflichten 
des § 87 Abs. 2 AufenthG sowie den Strafvorschriften des § 96 Abs. 1 Nr. 2 
AufenthG besondere Bedeutung beigemessen. 

Eine Umfrage des Bundesministeriums des Innern in den Ländern kommt zu 
dem Ergebnis, dass die genannten Vorschriften des AufenthG in der Praxis weit 
weniger bedeutsam sind, als dies in der öffentlichen Diskussion dargestellt wird. 

Belastbare Zahlen über den Umfang illegaler Migration in Deutschland liegen 
nicht vor. Ein zuverlässiges Schätzsystem wurde für Deutschland bislang nicht 
entwickelt. Die vorhandenen Zahlen, die für die Einschätzung des Potenzials 
Illegaler von Bedeutung sind, weisen, auf einen Rückgang hin. 

Über die Auswirkungen der Erwerbstätigkeit Illegaler auf den Arbeitsmarkt so-
wie die sonstigen ökonomischen Aspekte gibt es keine belastbaren Erkenntnis-
se. 

Eine Krankenbehandlung Illegaler ist grundsätzlich möglich. Neben der privaten 
Krankenbehandlung hat der Illegale Anspruch auf bestimmte Leistungen nach 
dem Asylbewerberleistungsgesetz, sofern er bereit ist, seinen Aufenthaltsstatus 
offen zu legen.  

In der Mehrzahl der Länder ist der Zugang illegal aufhältiger Kinder zur Schule 
nicht eindeutig geregelt. 

Bei Arbeitsaufnahme durch einen Ausländer ohne Aufenthaltstitel, der zur Ar-
beitsaufnahme berechtigt, entsteht mit der Arbeitsaufnahme ein Lohnanspruch, 
der einklagbar ist. 

Die Übermittlungspflicht öffentlicher Stellen gemäß § 87 Abs. 2 AufenthG ent-
steht, wenn die Stelle im Rahmen ihrer Aufgabenerfüllung Kenntnis vom illega-
len Aufenthalt erlangt hat. Private sind nicht übermittlungspflichtig. In der Praxis 
kommt es darauf an, ob eine Tatsache im Rahmen oder bei Gelegenheit der 
Aufgabenwahrnehmung bekannt wurde. Im ersten Fall besteht eine Übermitt-
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lungspflicht, im zweiten nicht. Entscheidend ist hier der Aufgabenkreis der öf-
fentlichen Stelle. Die Zuordnung einzelner Informationen ist in der Praxis nicht 
immer eindeutig. 

Eine Handlung kann grundsätzlich auch dann, wenn ihr humanitäre Motive zu 
Grunde liegen, als Hilfe zum illegalen Aufenthalt im Sinne des § 96 Abs. 1 Nr. 2 
AufenthG strafbar sein. Medizinische (Notfall)-Hilfe erfüllt den Tatbestand des 
§ 96 Abs. 1 Nr. 2 AufenthG jedoch nicht. Im Übrigen kommt es nach der Recht-
sprechung darauf an, ob der Illegale zur Fortsetzung seines illegalen Aufent-
halts bereits fest entschlossen ist. Sofern dies zu bejahen ist, kann keine Förde-
rung der Haupttat mehr erfolgen. Ob dies zutrifft, muss im Einzelfall ermittelt 
werden. Für die Fälle humanitär motivierter Hilfe ist § 96 Abs. 1 Nr. 2 AufenthG 
in der Praxis nicht von Bedeutung.  

Die Übermittlungspflichten des Aufenthaltsgesetzes sollen beibehalten und die 
in den Vorläufigen Anwendungshinweisen verankerte Abgrenzung zwischen 
Kenntnissen, die im Rahmen der Aufgabenwahrnehmung erlangt wurden, und 
Kenntnissen, die bei Gelegenheit der der Aufgabenerfüllung erlangt wurde, soll 
aufgeben werden. Der Bericht zeigt, dass der Anwendungsbereich der Über-
mittlungsvorschriften weniger weit ist, als in der öffentlichen Diskussion sugge-
riert wird. Soweit unter den Voraussetzungen des § 87 Abs. 2 AufenthG eine 
Übermittlungspflicht entsteht, stellt sie ein sachgerechtes Mittel dar, um dem 
Aufenthaltsrecht in der Praxis Geltung zu verschaffen. Die Rechtsunsicherheit 
über den Umfang der zu übermittelnden Pflichten wird durch die Aufgabe der 
Unterscheidung zwischen Tatsachen, die im Rahmen oder bei Gelegenheit der 
Aufgabenwahrnehmung bekannt wurden, beseitigt. 

Die qualifizierte Strafbarkeit der Beihilfe zum unerlaubten Aufenthalt soll aufge-
hoben werden. Ausgehend von dem Befund, dass Verurteilungen in typischen 
Helferfällen nicht bekannt wurden, kann mit der Aufhebung der qualifizierten 
Strafbarkeit für bestimmte Fälle Rechtssicherheit geschaffen werden. 

Die Möglichkeit des anonymen Abschlusses einer Krankenversicherung, die 
Einführung eines anonymen Krankenscheins sowie die Errichtung eines Fonds 
aus öffentlichen Geldern zur Finanzierung der Krankenversorgung Illegaler 
werden abgelehnt. 

Regelungen zum Schulbesuch fallen in die Zuständigkeit der Länder. 

Im Bereich Erwerbstätigkeit ist kein Handlungsbedarf erkennbar. 
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B. Einführung 
 

In Deutschland hat in den letzten Jahren eine intensive öffentliche Diskussion 
um illegale Zuwanderung und illegalen Aufenthalt begonnen. Unter die Begriffe 
„Illegale“ oder „Illegalität“ in diesem Sinn fallen diejenigen Ausländer, die sich 
ohne Aufenthaltstitel, ohne Duldung und ohne Kenntnis der Behörden in 
Deutschland aufhalten. Nicht erfasst sind dagegen Ausländer, die vollziehbar 
ausreisepflichtig und den Behörden bekannt sind. Die von diesem Bericht er-
fassten Personen werden in der öffentlichen Diskussion auch als „Papierlose“ 
(„sans papiers“) oder „heimliche Menschen“ bezeichnet1. Im Folgenden werden 
die Begriffe „illegal“ und „Illegale“ als Bezeichnung für aufenthaltsrechtliche Ille-
galität verwendet. 

Zur Gruppe der Illegalen gehören Menschen in den unterschiedlichsten Le-
benssituationen: Von der geschleusten Zwangsprostituierten aus Asien oder 
Osteuropa über den abgelehnten und untergetauchten Asylbewerber aus Afrika 
und die zwischen dem Herkunftsstaat und Deutschland pendelnde Haushaltshil-
fe aus Süd-Osteuropa bis hin zu Akteuren im Bereich organisierte Kriminalität.  

Bei der Auseinandersetzung des Staates mit dieser Problematik stehen sich 
zwei Pole gegenüber: Zum einen handelt es sich bei aufenthaltsrechtlicher Ille-
galität um eine Missachtung der einreise- und aufenthaltsrechtlichen Regelun-
gen, deren Einhaltung der Staat zu gewährleisten und ggf. auch zwangsweise 
durchzusetzen hat. Zum anderen kann die Zuwanderungskontrolle in einem 
freiheitlichen Staat aufenthaltsrechtliche Illegalität nicht vollständig verhindern. 
Sie gehört in Deutschland wie in anderen EU-Staaten zur Lebenswirklichkeit mit 
der Staat und Gesellschaft umgehen müssen. Die Strategien zum Umgang mit 
Illegalität müssen das Spannungsverhältnis zwischen Ordnungspolitik und Rea-
lität austarieren. Dies ist Gestaltungsaufgabe des Staates, der dabei dem ver-
fassungsrechtlichen Grundsatz der Widerspruchsfreiheit der Rechtsordnung 
verpflichtet ist. 

Unterschiedliche Gruppen und Institutionen - die christlichen Kirchen, die Wohl-
fahrtsverbände, Menschenrechts- und Flüchtlingsorganisationen - haben sich 
des Themas angenommen. Auch in der politischen Diskussion nimmt die The-
matik inzwischen Raum ein. Der Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und 
SPD vom 11. November 2005 enthält deshalb einen Prüfauftrag für den The-

                                            
1 Auch der Begriff „Ilegalisierte“ ist in der Literatur zu finden; er spielt darauf an, dass der Ge-
setzgeber den illegalen Aufenthalt als Straftat einstuft, was als unverhältnismäßige Reaktion 
angesichts des „geringen“ Unwertgehalts dieser Handlung angesehen wird. 
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menbereich „Illegalität“2. Die Oppositionsfraktionen haben in der laufenden Le-
gislaturperiode einen Gesetzentwurf3 bzw. einen Antrag4 zum Umgang mit auf-
enthaltsrechtlicher Illegalität eingebracht. Der Innenausschuss hat am 
26.6.2006 eine öffentliche Anhörung von Sachverständigen zum Thema „Illega-
lität“ durchgeführt5. 

Der vorliegende Bericht dient der Umsetzung des Prüfauftrages aus der Koaliti-
onsvereinbarung. Im Rahmen des Prüfauftrages sollen sowohl die Datenlage 
als auch die Rechtslage überprüft werden, sowie ein Vergleich mit der Rechts-
lage in ausgewählten, europäischen Staaten stattfinden. Aus den so gewonnen 
Erkenntnissen werden Handlungsoptionen zum Umgang mit aufenthaltsrechtli-
cher Illegalität entwickelt. 

Mit der Überprüfung der Datenbasis wurde das Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge beauftragt; die Untersuchung der Rechtslage und der Rechtsver-
gleich wurden als Gutachtenauftrag an Prof. Dr. Kluth, Martin-Luther-Universität 
Wittenberg-Halle vergeben. 

Die Analyse des Bundesamts für Migration und Flüchtlinge6 sowie das Rechts-
gutachten7 sind diesem Bericht als Anlagen beigefügt. Die Ergebnisse werden 
hier dargestellt und ausgewertet. 
 

 

 

 
 

                                            
2 Kapitel VIII 1.2 „Migration steuern – Integration fördern“, Zeile 5765: „Ein Prüfauftrag gilt auch 
für den Bereich „Illegalität“ und ….“ 
3 Gesetzentwurf der Fraktion Bündnis90/Die Grünen, Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung 
der sozialen Situation von Ausländerinnen und Ausländern, die ohne Aufenthaltsstatus in 
Deutschland leben, BT-Drucksache 16/445. 
4 Antrag der Fraktion Die Linke, Für die unbeschränkte Geltung der Menschenrechte in 
Deutschland, BT-Drucksache 16/1202. 
5 Protokoll der Sitzung des Innenausschusses vom 26.6.2006, Nr. 16/15. 
6 Bundesamt für Migration und Flüchtlinge, Umfang und Struktur der illegal aufhältigen Migran-
tenbevölkerung in Deutschland – Eine Analyse verschiedener Indikatoren, September 2006 
(Anlage 1). 
7 Kluth, Winfried, Rechtsstatus illegal aufhältiger Personen in der deutschen Rechtsordnung und 
in rechtsvergleichender Betrachtung, Halle 2006 (Anlage 2). 
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C. Ausgangslage 
 

I. Öffentliche Diskussion des Themas „Illegalität“ 

Unterschiedliche Gruppen, Institutionen und Akteure beschäftigen sich mit dem 
Phänomen Illegalität. Entsprechend vielschichtig sind die Informationen, Mei-
nungsäußerungen und Aktivitäten. 

Im Folgenden wird ein kurzer Überblick über Veröffentlichungen und Aktivitäten 
gegeben:  

In der Öffentlichkeit werden in erster Linie die sog. qualitativen Studien zur Si-
tuation „Illegaler“ wahrgenommen, die partielle Informationen über das Spekt-
rum der Probleme und Lebenslagen von Illegalen enthalten (z.B. Wohnsituati-
on, Gesundheitsversorgung, Zugang zu Arbeitsmarkt und Bildung). Sie sind 
zum Teil lokal ausgerichtet, beispielsweise auf München8, auf Leipzig9, zuletzt 
auf Frankfurt10, zum Teil rechtsvergleichend11.   

Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge hat in seiner Forschungsstudie 
2005 „Illegal aufhältige Drittstaatsangehörige in Deutschland – Staatliche An-
sätze, Profil und Situation“ die rechtlichen Rahmenbedingungen und staatlichen 
Ansätze für den Bereich Illegalität zusammengestellt. Diese Studie wurde von 
der Europäischen Kommission über das Europäische Migrationsnetzwerk in 
Auftrag gegeben. Einen Überblick über den Forschungsstand enthält die For-
schungsbilanz der Arbeitsstelle Interkulturelle Konflikte und gesellschaftliche 
Integration (AKI) des Wissenschaftszentrums Berlin für Sozialforschung mit 
dem Titel „Migration und Illegalität in Deutschland“ vom Dezember 2004. 

Nichtregierungsorganisationen, die sich mit dem Thema „Illegalität“ auseinan-
dersetzen, haben sich im Katholischen Forums „Leben in der Illegalität“ zu-
sammengeschlossen. Das Gründungsdokument12 des Forums fordert eine öf-

                                            
8 Anderson, Philip, „Dass sie uns nicht vergessen…“ Menschen in der Illegalität in München – 
Eine empirische Studie im Auftrag der Landeshauptstadt München, München 2003. 
9 Alt, Jörg, Illegal in Deutschland, Forschungsprojekt zur Lebenssituation „illegaler“ Migranten in 
Leipzig, Karlsruhe 1999. 
10 Krieger/Ludwig/Schupp/Will, Lebenslage „illegal“ – Menschen ohne Aufenthaltsstatus in 
Frankfurt am Main, Karlsruhe 2006. 
11 Stobbe, Holk, Undokumentierte Migration in Deutschland und den Vereinigten Staaten, Göt-
tingen 2004. 
12 Manifest Illegale Zuwanderung – für eine differenzierte und lösungsorientierte Diskussion, 
http://www.forum-illegalitaet.de/.  
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fentliche Diskussion über die Lage der Illegalen in Deutschland. Dieses Ziel 
wird u.a. mit der Jahrestagung Illegalität verfolgt, die bislang zweimal stattge-
funden hat und an der sich Wissenschaftler, Praktiker und Politiker beteiligt ha-
ben. Eine dritte Jahrestagung ist für März 2007 geplant. Unter dem Dach des 
Forums wurde zudem zusammen mit dem Deutschen Institut für Menschen-
rechte eine Arbeitsgemeinschaft gegründet, die sich mit der Gesundheitsver-
sorgung illegaler Migranten beschäftigt13. 

Der Europarat nimmt sich derzeit im Rahmen einer Ad-hoc-Arbeitsgruppe14 des 
Lenkungsausschusses Migration des Themas Illegalität an. Die beteiligten 
Staaten – u.a. Deutschland – stellen ihre Strategien zum Umgang mit Illegalität 
zur Diskussion. 

Die Diskussion in Deutschland wird aus zwei Blickwinkeln geführt: 

Von staatlicher Seite wird in den Vordergrund gestellt, dass es sich bei aufent-
haltsrechtlicher Illegalität um einen Verstoß gegen das Aufenthaltsrecht han-
delt15. Diese Ausrichtung wird in der Diskussion als ordnungspolitische Sicht-
weise bezeichnet. 

Der Staat habe die Pflicht, die Verstöße gegen das Zuwanderungsrecht zu un-
terbinden und zu ahnden. Nur so könne er die Widerspruchsfreiheit der Rechts-
ordnung gewährleisten. Die Rechtsordnung gewähre auch illegalen Migranten 
einen hohen Standard an sozialen Rechten. Etwaige Erschwernisse bei der 
Inanspruchnahme sozialer Rechte seien vom Gesetzgeber gewollt und zur Auf-
rechterhaltung der Rechtsordnung auch erforderlich, da keine Anreize für 
Rechtsverletzungen geschaffen werden dürften, die letztlich auch der – z.T. 
organisierten - Schleuserkriminalität zu Gute kämen. 

Zudem werde die Diskussion in Teilen unsachlich geführt. Stets stehe die „Op-
ferrolle“ Illegaler im Vordergrund. Es werde aber unterschlagen, dass Betroffe-
ne insbesondere ihre ökonomischen Möglichkeiten in Deutschland vielfach aktiv 
zur Verbesserung ihrer Lebenslage nutzten. Auch die Reichweite der Übermitt-
lungsvorschriften werde überzogen dargestellt. Eine Übermittlungspflicht Priva-
ter sei von vornherein ausgeschlossen, ebenso bei – auch staatlichen - Anbie-

                                            
13 http://www.institut-fuer-
menschenrechte.de/webcom/show_article.php?wc_c=419&wc_id=125. 
14 Working Group of CDMG on policies on irregular migrants. 
15 Diwell, Lutz, in: Illegalität – Grenzen und Möglichkeiten der Migrationspolitik, Wiesbaden 2006 
(Hrsg. Alt/Bommes), Podiumsdiskussion, S. 193 ff., Stange, Hans-Joachim, Maßnahmen zur 
Eindämmung irregulärer Migration und ihre impliziten Annahmen über Motive und Ursachen, in: 
Illegalität – Grenzen und Möglichkeiten der Migrationspolitik, Wiesbaden 2006 (Hrsg. 
Alt/Bommes), S. 139, 141 ff.; MR Schmäing, Hessisches Ministerium des Innern und für Sport, 
Protokoll der Sitzung des Innenausschusses vom 26.6.2006, Nr. 16/15, S. 25 f. 
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tern von anonymen Beratungen; zudem reichten Vermutungen über das fehlen-
de Aufenthaltsrecht für eine Übermittlungspflicht nicht aus. Darüber hinaus wer-
de die Strafbarkeit humanitärer Hilfe dramatisiert. Es sei kein einziger Fall be-
kannt, in dem ein Arzt oder sonstiger Helfer wegen humanitär motivierter Hilfe 
verurteilt wurde. 

Von den Akteuren im humanitären Bereich wird die prekäre Lebenslage Illega-
ler in den Vordergrund gestellt. Illegalität sei als Phänomen in einer globalisier-
ten, von großen sozialen Unterschieden geprägten Welt zur Kenntnis zu neh-
men und ausgehend von dieser Erkenntnis ein an humanitären Grundsätzen 
orientierter Umgang mit Illegalität zu entwickeln16. Diese Perspektive wird als 
menschenrechtlich orientierte Position bezeichnet. In der Migrationswissen-
schaft wird zusätzlich eine sog. duale Sichtweise angeführt, die einen pragmati-
schen Umgang mit den sozialen Problemen Illegaler fordert17. Die Abgrenzung 
zur menschenrechtlichen Sichtweise ist nicht klar zu ziehen und soll im Folgen-
den unter dem Stichwort „menschenrechtliche Perspektive“ mitbehandelt wer-
den. 

Die menschenrechtliche Perspektive stellt in den Vordergrund, dass auch Men-
schen ohne Aufenthaltsstatus bestimmte (Menschen-)Rechte zukommen. Der 
Staat habe zu garantieren, dass diese Rechte auch in Anspruch genommen 
werden könnten bzw. die Inanspruchnahme der Rechte nicht faktisch – etwa 
durch Meldepflichten - unmöglich zu machen. Dies sei in Deutschland aber der 
Fall, da Rechte zwar in der Theorie bestünden, faktisch aber aus Furcht vor 
Aufdeckung des Aufenthaltsstatus nicht in Anspruch genommen würden. Der 
Staat stelle sich dem Phänomen „Illegalität“ nicht, er habe es „privatisiert“, in-
dem er das zivilgesellschaftliche Engagement dulde, selbst aber nicht aktiv 
werde18. 

                                            
16 Leben in der Illegalität in Deutschland – Eine humanitäre und pastorale Herausforderung, 
Sekretariat der Deutschen Bischoftskonferenz (Hrsg.), S. 40 ff., 
http://dbk.de/schriften/fs_schriften.html; Bielefeld, Menschenrechte „irregulärer“ Migrantinnen 
und Migranten, in: Grenzen und Möglichkeiten der Migrationspolitik, Wiesbaden 2006 (Hrsg. 
Alt/Bommes), S. 81, 92. 
17 Illegal aufhältige Drittstaatsangehörige in Deutschland – Staatliche Ansätze, Profil und soziale 
Situation – Forschungsstudie 2005 im Rahmen des Europäischen Migrationsnetzwerks (Hrsg.: 
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge), S. 32; Cyrus, Norbert, Aufenthaltsrechtliche Illegalität 
in Deutschland, Sozialstrukturbildung – Wechselwirkungen – Politische Optionen, S. 40, 
http://www.forum-illegalitaet.de/Materialien/materialien.html. 
18  Anderson, Philip, „Dass sie uns nicht vergessen…“ Menschen in der Illegalität in München – 
Eine empirische Studie im Auftrag der Landeshauptstadt München, München 2003, S. 102. 

http://dbk.de/schriften/fs_schriften.html
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II. Themenfelder/Forderungen 

Im Zusammenhang mit Illegalität werden bestimmte Themenfelder diskutiert 
und aus den so identifizierten Problemen Forderungen abgeleitet, die im Fol-
genden dargestellt werden. 

 

1. Gesundheitsversorgung 

Von den Akteuren im Bereich medizinische Versorgung (Ärzte, Hebammen, 
Psychotherapeuten usw.) wird angeführt, dass illegal aufhältige Migranten sich 
häufig nicht oder zu spät in ärztliche Behandlung begeben, da sie weder versi-
chert  seien noch selbst für die Kosten aufkommen könnten und zudem die 
Aufdeckung ihres Status durch die Übermittlungspflichten öffentlicher Stellen 
fürchteten19. Es wurden Fälle geschildert, in denen schwere Krankheitsverläufe 
und hohe Kosten vermieden worden wären, wenn eine rechtzeitige Behandlung 
stattgefunden hätte. Die finanziellen Lasten würden von den Ärzten oder den 
behandelnden Krankenhäusern getragen. Zudem bestehe von Seiten der Ärzte 
und des medizinischen Personals große Unsicherheit über die Strafbarkeit ihrer 
humanitär motivierten medizinischen Hilfe (§ 96 Abs. 1 Nr. 2 AufenthG). Das 
gesellschaftlich akzeptierte und auch gewollte Verhalten werde durch § 96 Abs. 
1 Nr. 2 AufenthG unter Strafe gestellt. 

Daraus ergeben sich folgende Forderungen20: 

o ausdrückliche Herausnahme ärztlicher und sonstiger medizinischer Hilfe 
aus dem Straftatbestand des § 96 Abs. 1 Nr. 2 AufenthG, 

o Streichung der Übermittlungspflichten nach § 87 Abs. 2 AufenthG, 

o Schaffung einer Kostentragungsregelung für medizinische Behandlun-
gen. 

                                            
19 Stellungnahme der Bundesärztekammer vom 22. Juni 2006, Protokoll der Sitzung des Innen-
ausschusses vom 26.6.2006, Nr. 16/15, S. 104 f.; Franz, Adelheid, Praktiker-
Erfahrungsaustausch zum Zuwanderungsgesetz, Anlagenband I, S. 164 ff.; vgl. auch Empfeh-
lungen der AG Gesundheit des Deutschen Instituts für Menschenrechte, http://www.institut-fuer-
menschenrechte.de/webcom/show_article.php?wc_c=419&wc_id=125. 
20 Stellungnahme der Bundesärztekammer vom 22. Juni 2006, Protokoll der Sitzung des Innen-
ausschusses vom 26.6.2006, Nr. 16/15, S. 104 f.; Empfehlungen der AG Gesundheit des Deut-
schen Instituts für Menschenrechte, http://www.institut-fuer-
menschenrechte.de/webcom/show_article.php?wc_c=419&wc_id=125. 
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2. Bildung 

Nach Auffassung der zivilgesellschaftlichen Akteure ist Kindern ohne rechtmä-
ßigen Aufenthaltsstatus häufig die Teilhabe an allgemeinen Bildungsangeboten 
verwehrt21. Insbesondere die Kirchen setzen sich für diese Gruppe ein, die zum 
Teil von ihren Eltern aus Angst vor Statusaufdeckung nicht zum Kindergarten 
und zur Schule geschickt werde. Sie würden zum einen in ihrer sozialen Ent-
wicklung gestört (kaum Umgang mit Gleichaltrigen, psychische Belastung durch 
die Furcht vor Aufdeckung in der Schule soweit Schulbesuch erfolgt), zum an-
deren würden ihnen damit wesentliche Bildungschancen genommen. Zudem 
sei in einigen Bundesländern der Schulbesuch Illegaler ausdrücklich ausge-
schlossen. 

Daraus werden für den Bereich Bildung folgende Forderungen abgeleitet22: 

o Sicherstellung der Schulbildung von illegal aufhältigen Kindern; 

o Abschaffung der Meldepflichten für Schulleitungen/Lehrpersonal. 

 

3. Schutz vor Ausbeutung am Arbeitsmarkt/Rechtsschutz 

Viele illegale Migranten verdienten sich ihren Lebensunterhalt durch – illegale – 
Erwerbstätigkeit. Illegale befänden sich hier von vornherein in einer schwachen 
Position. Sie fänden schlechte Arbeitsbedingungen vor (niedriger Lohn, fehlen-
der Arbeitnehmerschutz); die Furcht vor Aufdeckung führe auch dazu, dass zu-
stehender Lohn nicht eingeklagt werde23. 

                                            
21 Zum Umgang mit Menschen ohne Aufenthaltspapiere – Eine Orientierungshilfe des Kirchen-
amtes der EKD (Hrsg), EKD-Texte 85, S. 18; Leben in der Illegalität in Deutschland – eine hu-
manitäre und pastorale Herausforderung, Sekretariat der Deutschen Bischofskonferenz (Hrsg), 
S. 43, http://dbk.de/schriften/fs_schriften.html; Krieger/Ludwig/Schupp/Will, Lebenslage „illegal“ 
– Menschen ohne Aufenthaltsstatus in Frankfurt am Main, Karlsruhe 2006, S. 143 ff., Cyrus, 
Norbert, Aufenthaltsrechtliche Illegalität in Deutschland, Sozialstrukturbildung – Wechselwir-
kungen – Politische Optionen, S. 40, http://www.forum-
illegalitaet.de/Materialien/materialien.html. 
22 Stellungnahme des Katholischen Forums Leben in der Illegalität, Protokoll der Sitzung des 
Innenausschusses vom 26.6.2006, Nr. 16/15, S. 96, 97; Leben in der Illegalität in Deutschland – 
eine humanitäre und pastorale Herausforderung, Sekretariat der Deutschen Bischofskonferenz 
(Hrsg.), S. 43. http://dbk.de/schriften/fs_schriften.html; 
23 Stellungnahme von Norbert Cyrus, Protokoll der Sitzung des Innenausschusses vom 
26.6.2006, Nr. 16/15, S. 90. 92 ff; Leben in der Illegalität in Deutschland – eine humanitäre und 
pastorale Herausforderung, Sekretariat der Deutschen Bischofskonferenz (Hrsg.), S. 31 ff., 
http://dbk.de/schriften/fs_schriften.html; Krieger/Ludwig/Schupp/Will, Lebenslage „illegal“ – 
Menschen ohne Aufenthaltsstatus in Frankfurt am Main, Karlsruhe 2006, S. 117 ff. 

http://dbk.de/schriften/fs_schriften.html
http://dbk.de/schriften/fs_schriften.html
http://dbk.de/schriften/fs_schriften.html
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Folgende Forderungen werden erhoben: 

o Abschaffung der Meldepflichten für Richter im Arbeitsgerichtsprozess; 

o Schaffung anonymer Klagemöglichkeiten.  

 

4. Übermittlungspflichten des AufenthG 

Wie bereits die Ausführungen zu Gesundheitsversorgung, Bildung und Arbeits-
markt gezeigt haben, spielen die Übermittlungspflichten in der Wahrnehmung 
der Öffentlichkeit eine entscheidende Rolle für die Situation Illegaler. Nach § 87 
Abs. 2 AufenthG haben öffentliche Stellen die Ausländerbehörden zu unterrich-
ten, wenn sie Kenntnis vom illegalen Aufenthalt eines Ausländers erlangen24. 
Diese Übermittlungspflicht wird von den zivilgesellschaftlichen Akteuren als we-
sentliches Hemmnis bei der Inanspruchnahme sozialer Rechte betrachtet25, 
während sie von staatlicher Seite als unverzichtbares Mittel der Migrati-
onskontrolle angesehen wird26. 

Die Vorläufigen Anwendungshinweise des Bundesministeriums des Innern zum 
AufenthG27 enthalten Erläuterungen zur Auslegung des § 87 Abs. 2 AufenthG. 
Über dessen Reichweite herrscht trotzdem Unsicherheit28. Diese bezieht sich 
insbesondere auf die Fragen, welche Personen innerhalb einer öffentliche Stel-
le die Übermittlungspflicht konkret trifft, in welchen Fällen die Information als „im 
Rahmen der Aufgabenerfüllung erlangt“ anzusehen ist und wie weit die Sperr-
wirkung des § 88 Abs. 1 AufenthG29 reicht. Sowohl die Rechtsauffassungen als 
auch die praktische Handhabung sind offenbar uneinheitlich.  

                                            
24 § 87 Abs. 2 AufentG lautet: „Öffentliche Stellen haben unverzüglich die zuständige Auslän-
derbehörde zu unterrichten, wenn sie Kenntnis erlangen von 

1. dem Aufenthalt eines Ausländers, der keinen erforderlichen Aufenthaltstitel besitzt und des-
sen Abschiebung nicht ausgesetzt ist,     (…..)“ 
25 Stellungnahme des Katholischen Forums Leben in der Illegalität, Protokoll der Sitzung des 
Innenausschusses vom 26.6.2006, Nr. 16/15, S. 96, 101; Stellungnahme von Norbert Cyrus, 
Protokoll der Sitzung des Innenausschusses vom 26.6.2006, Nr. 16/15, S. 90 ff. 
26 Stellungnahme des Hessischen Ministeriums des Innern und für Sport, Protokoll der Sitzung 
des Innenausschusses vom 26.6.2006, Nr. 16/15, S. 87 ff. 
27 Auszüge in Anlage 3. 
28 So auch das Schreiben des Deutschen Städtetages vom 25. April 2006, in dem um Verdeutli-
chung der Sachverhalte gebeten wird, die eine Mitteilungspflicht auslösen (Anlage 4). 
29 § 88 Abs. 1 AufenthG lautet: „Eine Übermittlung personenbezogener Daten und sonstiger 
Angaben nach § 87 unterbleibt, soweit besondere gesetzliche Verwendungsregeln entgegen-
stehen.“ 
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Zur praktischen Bedeutung der Übermittlungspflichten des AufentG hat das 
Bundesministerium des Innern eine Länderumfrage durchgeführt30. 

Aus den Antworten ergibt sich, dass die Ministerien und Senatsverwaltungen für 
Inneres der Länder über die allgemeinen Anwendungshinweise hinaus keine 
Erlasse zur praktischen Handhabung der Mitteilungspflichten verfasst haben. In 
Hessen wurden die Schulleitungen im Oktober 2005 aus gegebenem Anlass 
durch das Kultusministerium auf ihre Mitteilungspflicht hingewiesen. In Berlin 
gibt es zu den Mitteilungspflichten Merkblätter für Standesämter und Sozialäm-
ter sowie eine entsprechende Unterrichtung der Senatsverwaltung für Bildung, 
Jugend und Sport. 

Soweit in den Ministerien und Senatsverwaltungen überhaupt Erkenntnisse zur 
Bedeutung der Mitteilungspflichten in der Praxis vorliegen, können diese dahin-
gehend zusammengefasst werden, dass von den Mitteilungspflichten nur ver-
einzelt und uneinheitlich Gebrauch gemacht wird.  

Im Zusammenhang mit den Übermittlungspflichten werden von den Nichtregie-
rungsorganisationen folgende Forderungen erhoben31: 

o Abschaffung der Übermittlungspflicht des § 87 Abs. 2 AufenthG; 

o abschließende Klärung der Reichweite der Übermittlungsvorschriften 
beispielsweise durch Präzisierung der Anwendungshinwei-
se/Verwaltungsvorschriften. 

 

5. Strafbarkeit humanitär motivierter Hilfe gemäß § 96 Abs. 1 Nr. 2 AufenthG 

Wie bereits unter dem Aspekt Gesundheitsversorgung ausgeführt, gibt es Unsi-
cherheit über die Reichweite des Straftatbestandes des § 96 Abs. 1 Nr. 2 Auf-
enthG32. Danach wird bestraft, wer Hilfe zum illegalen Aufenthalt leistet. 

                                            
30 Anlage 5. 
31 Stellungnahme von Norbert Cyrus, Protokoll der Sitzung des Innenausschusses vom 
26.6.2006, Nr. 16/15, S. 90, 93 f.; Empfehlungen der AG Gesundheit des Deutschen Instituts für 
Menschenrechte, http://www.institut-fuer-
menschenrechte.de/webcom/show_article.php?wc_c=419&wc_id=125.  
32 § 96 Abs. 1 Nr. 2 AufenthG lautet: „Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe 
wird bestraft, wer einen anderen zu einer der in § 95 Abs. 1 Nr. 1, 2 oder 3 oder Abs. 2 be-
zeichneten Handlungen anstiftet oder ihm dazu Hilfe leistet und 

1. (…) 

2. wiederholt oder zu Gunsten von mehreren Ausländern handelt.“ 

§ 95 Abs. 1 Nr. 2 AufenthG lautet: „Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe 
wird bestraft, wer 

1. (…) 

http://www.institut-fuer-menschenrechte.de/webcom/show_article.php?wc_c=419&wc_id=125
http://www.institut-fuer-menschenrechte.de/webcom/show_article.php?wc_c=419&wc_id=125
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Die zivilgesellschaftlichen Akteure sehen ihre von der Gesellschaft anerkann-
ten, humanitären Bemühungen mit dieser Vorschrift unter Strafe gestellt. Insbe-
sondere Ärzte hätten die ethische, medizinische und rechtliche Pflicht zur Be-
handlung von Patienten - unabhängig von deren Aufenthaltsstatus. Sie beweg-
ten sich damit jedoch in einer Grauzone, da dieses Handeln vom Straftatbe-
stand des § 96 Abs. 1 AufenthG erfasst sein könnte33. Gleiches gelte für die 
Mitarbeiter von Beratungsstellen, für Lehrer, für Seelsorger usw34. Zum Teil wird 
auch die unterlassene Datenübermittlung als Anknüpfungspunkt für die Straftat 
gesehen. 

Von staatlicher Seite wird hier angeführt, dass die Gefahr der Strafbarkeit von 
Helfern überschätzt und in der emotional geführten Debatte um Illegalität über-
trieben und dramatisiert wird35. Jedenfalls seien Verurteilungen von Personen, 
die aus humanitärer Motivation Hilfe geleistet hätten, nicht bekannt. Das straf- 
und strafprozessuale Instrumentarium genüge, um humanitär motiviertes Han-
deln angemessen zu berücksichtigen. 

Eine Umfrage des Bundesministeriums des Innern bei den Ministerien und Se-
natsverwaltungen für Inneres der Länder konnte hier keine weitere Klarheit brin-
gen36. Die meisten Länder geben an, dass sie keine Erkenntnisse haben oder 
es keine entsprechende statistische Differenzierung gebe. Von Brandenburg 
und Hamburg wurden insgesamt drei Kirchenasylfälle sowie von Sachsen-
Anhalt ein Ermittlungsverfahren und von Thüringen eine Verurteilung gemeldet. 
Die Antworten lassen die genauen Umstände jedoch nicht erkennen, so dass 
auch die Zuordnung zu einem typischen „Helferfall“ nicht möglich ist. 

Aus den geschilderten Aspekten wird die Forderung nach einem ausdrücklichen 
Ausschluss der humanitär motivierten Hilfe aus dem Tatbestand des § 96 Abs. 
1 Nr. 2 AufenthG hergeleitet37.  

                                                                                                                                
2. ohne erforderlichen Aufenthaltstitel nach § 4 Abs. 1 Satz 1 sich im Bundesgebiet aufhält, 
vollziehbar ausreisepflichtig ist und dessen Abschiebung nicht ausgesetzt ist, 

(….).“ 
33 Stellungnahme der Bundesärztekammer, Protokoll der Sitzung des Innenausschusses vom 
26.6.2006, Nr. 16/15, S. 104. 
34 Stellungnahme des Katholischen Forums Leben in der Illegalität, Protokoll der Sitzung des 
Innenausschusses vom 26.6.2006, Nr. 16/15, S. 4; Krieger/Ludwig/Schupp/Will, Lebenslage 
„illegal“ – Menschen ohne Aufenthaltsstatus in Frankfurt am Main, Karlsruhe 2006, S. 69. 
35 Stange, Hans-Joachim, Maßnahmen zur Eindämmung irregulärer Migration und ihre implizi-
ten Annahmen über Motive und Ursachen, in: Illegalität – Grenzen und Möglichkeiten der Migra-
tionspolitik, Wiesbaden 2006 (Hrsg. Alt/Bommes), S. 139, 142. 
36 Anlage 5. 
37 Empfehlungen der AG Gesundheit des Deutschen Instituts für Menschenrechte, 
http://www.institut-fuer-menschenrechte.de/webcom/show_article.php?wc_c=419&wc_id=125. 

http://www.institut-fuer-menschenrechte.de/webcom/show_article.php?wc_c=419&wc_id=125
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D. Datenbasis 
 

Über den Umfang illegaler Migration in Deutschland gibt es naturgemäß keine 
statistischen Angaben. In der öffentlichen Diskussion wird derzeit von ca. 
500.000 bis 1.000.000 Illegalen gesprochen38. Da es keine wissenschaftlich 
fundierten Schätzungen gibt, nennt das Bundesministerium des Innern in die-
sem Zusammenhang regelmäßig die statistischen Angaben zu den Aufgriffen 
von unerlaubt eingereisten Ausländern an der Grenze sowie zu den Tatver-
dächtigen mit illegalem Aufenthalt. Diese können jedoch keinen Eindruck vom 
Ausmaß illegaler Migration in Deutschland vermitteln. 

Im Rahmen des Prüfauftrages hat das Bundesministerium des Innern die For-
schungsgruppe des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge beauftragt, die 
Datenlage im Bereich illegale Migration zu überprüfen und auszuwerten. 

Die Analyse des Bundesamt für Migration und Flüchtlinge39 stellt erstmals die 
zur Verfügung stehenden Daten zusammenfassend dar, um so einen Überblick 
über die Datenlage zu geben. Eine Statistik, die den Gesamtumfang illegaler 
Migration in Deutschland wiedergibt, gibt es naturgemäß nicht. Auch eine be-
lastbare Gesamtschätzung ist auf der Basis der vorhandenen Statistiken nicht 
möglich. Die vorliegenden Daten können lediglich als Indikatoren dienen und – 
auch dadurch, dass sie erstmals zueinander in Beziehung gesetzt werden - 
Tendenzen aufzeigen, die jedoch ihrerseits mit Unwägbarkeiten behaftet blei-
ben. 

Die Analyse wertet u.a. die Daten der Bundespolizei, der Polizeilichen Kriminal-
statistik des Bundeskriminalamtes, der Asylstatistik des BAMF, der Finanzkon-
trolle Schwarzarbeit sowie Schätzungen auf lokaler Ebene und die Angaben 
sozialer Einrichtungen aus. 

2005 wurden an der Grenze 15.551 unerlaubt eingereiste Ausländer aufgegrif-
fen. Die Zahl ist seit 1998 stark rückläufig. 2005 wurden 2.991 geschleuste Per-
sonen und 1.232 Schleuser durch die Grenzpolizei aufgegriffen. Auch diese 
Zahlen sind rückläufig. Die Polizeiliche Kriminalstatistik zählt für das Jahr 2005 
64.747 Tatverdächtige mit illegalem Aufenthalt. Hier ist seit 2003 ein deutlicher 

                                            
38 Vgl. Illegal aufhältige Drittstaatsangehörige in Deutschland – Staatliche Ansätze, Profil und 
soziale Situation – Forschungsstudie 2005 im Rahmen des Europäischen Migrationsnetzwerks 
(Hrsg.: Bundesamt für Migration und Flüchtlinge), S. 59. 
39 Bundesamt für Migration und Flüchtlinge, Umfang und Struktur der illegal aufhältigen Migran-
tenbevölkerung in Deutschland – Eine Analyse verschiedener Indikatoren (Anlage 1), im Fol-
genden: Analyse. 



 17

Rückgang zu erkennen. Auch die Zahl der Asylerstanträge ist stark rückläufig40: 
2005 wurden lediglich 28.914 Anträge gestellt. 

Die Statistiken weisen somit weitgehend rückläufige Zahlen aus. Folgende Gra-
fik veranschaulicht die Entwicklung: 
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Jedoch darf daraus nicht vorschnell geschlossen werden, dass illegale Migrati-
on insgesamt rückläufig ist. So deutet zwar beispielsweise die dauerhaft sin-
kende Zahl von Aufgriffen unerlaubt eingereister Ausländer an der Grenze trotz 
deutlicher Intensivierung der Kontrollen auf einen Rückgang illegaler Einreisen 
hin. In dieser Statistik kann jedoch nur das Hellfeld erfasst werden. Da Hell- und 
Dunkelfelder sich nicht gleichmäßig verändern müssen, ist der Rückschluss auf 
einen Rückgang nicht zwingend. Die erhöhte Kontrollintensität kann vielmehr 
auch dazu führen, dass vermehrt Schleuser in Anspruch genommen werden, so 
dass Geschleuste wegen der professionell organisierten Einreise nicht aufge-
griffen werden und das Dunkelfeld sich infolgedessen vergrößert. 

Dies gilt auch für die seit 2002 sinkende Zahl illegaler Tatverdächtiger; auch 
hier wird nur das Hellfeld erfasst; zudem treten in der Praxis nicht vermeidbare 
Ungenauigkeiten bei der Erfassung auf. 

Ebenso weist die Asylstatistik des BAMF einen kontinuierlichen Rückgang der 
Asylerstanträge aus. Da die auf eine Ablehnung hin erfolgenden Ausreisen sta-
tistisch jedoch nicht erfasst werden, kann nicht seriös abgeschätzt werden, wel-

                                            
40 Die Zahl der Asylerstanträge ist unter zwei Aspekten von Bedeutung: Zum einen reist ein 
Großteil der Asylerstantragsteller illegal ein, zum anderen ist das Abtauchen in die „Illegalität“ 
nach der Ablehnung des Asylantrages nach den Erkenntnissen qualitativer Studien ein mögli-
cher Weg in die Illegalität in Deutschland. 
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chen Stellenwert ggf. das Abtauchen von Personen aus diesem Personenkreis 
in die Illegalität hat. 

Von Interesse sind auch die Bewertungen zu den Schätzungen auf kommunaler 
Ebene, auf deren Grundlage die derzeit genannte Zahl von 500.000 bis 
1.000.000 beruht. Diese Schätzungen41 legen bestimmte durchschnittliche Quo-
ten von Illegalen in einer Stadt zu Grunde. Diese Methode ist problematisch, 
weil damit überall annähernd gleiche Verhältnisse unterstellt werden. Zu einer 
durch internationales Publikum geprägten Stadt wie Frankfurt/Main beispiels-
weise haben Illegale jedoch einen völlig anderen Zugang als zu weniger expo-
nierten Städten in stärker ländlich geprägten Räumen. Kommunale Schätzun-
gen sind somit kein Indikator für die Gesamtgröße der illegalen Bevölkerung. 

Trotz der o.g. Unwägbarkeiten sind die insgesamt rückläufigen Zahlen ein Hin-
weis darauf, dass sowohl der Zuwanderung von Illegalen als auch der Bestand 
an Illegalen zurückgegangen sein dürfte. Dies ist angesichts der wirtschaftli-
chen und der Arbeitsmarktsituation in Deutschland im relevanten Zeitraum - 
auch im Vergleich zu anderen EU-Staaten – plausibel. 

 Zur Durchführung von Schätzungen stellt die Analyse des Bundesamtes für 
Migration und Flüchtlinge Folgendes fest: Es wurde bislang kein zuverlässiges 
Schätzsystem entwickelt. Die meisten Schätzmethoden kommen nicht zu be-
lastbaren Ergebnissen. Die erfolgversprechendste Methode ist nach Auffassung 
des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge ein Mix verschiedener Metho-
den, wie z.B. Teilgruppenschätzungen42. In Deutschland wird bislang nicht an 
einem solchen, extrem aufwendigen Verfahren gearbeitet. 

                                            
41 Analyse (Anlage 1), S. 25f. 
42 Teilgruppenschätzungen sind Schätzungen zu den verschiedenen Typologien illegal aufhälti-
ger Migranten, z.B. Overstayer, ausländische Ehepartner ohne eigenständiges Aufenthaltsrecht 
nach Scheidung, untergetauchte abgelehnte Asylbewerber. Aus diesen Schätzungen wird eine 
Gesamtzahl errechnet.  
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E. Ökonomische Aspekte illegaler Migration  
 

Internationale Migration hat häufig wirtschaftliche Ursachen. Die wirtschaftliche 
Not in vielen Teilen der Welt führt zu Wanderungsbewegungen hin zu den west-
lichen Industrieländern, in denen Arbeitsplätze und entsprechende Verdienst-
möglichkeiten vermutet werden43. Diese internationale Migrationsbewegung 
beschreitet sowohl legale als auch illegale Wege. 

Ebenso wenig wie über die Gesamtzahl der Illegalen in Deutschland gibt es 
belastbare Erkenntnisse über deren Präsenz am Arbeitsmarkt. Zum einen kön-
nen die vorhandenen Statistiken der Finanzkontrolle Schwarzarbeit über die 
Verdachtsfälle von illegaler Ausländerbeschäftigung nur Anhaltspunkte geben, 
da hier nur die aufgegriffenen Fälle verzeichnet sind und entsprechend mit ei-
nem Dunkelfeld zu rechnen ist, dessen Größe sich nicht abschätzen lässt. Zu-
dem weisen sowohl die genannte Statistik als auch Untersuchungen zu 
Schwarzarbeit und Schattenwirtschaft die Teilgruppe „(illegale) Beschäftigung 
von illegal aufhältigen Ausländern“ nicht gesondert aus. So unterscheidet die 
Statistik der Finanzkontrolle Schwarzarbeit nicht zwischen illegaler Ausländer-
beschäftigung, die ihren Grund bereits im fehlenden Aufenthaltsstatus hat44, 
und illegaler Ausländerbeschäftigung, wenn der Betroffene sich zwar legal auf-
hält, sein Aufenthaltstitel jedoch nicht zur Erwerbstätigkeit berechtigt45. Studien 
zu Schwarzarbeit und Schattenwirtschaft nehmen die Phänomene insgesamt in 
den Blick und unterscheiden nicht zwischen Tätigkeiten durch Deutsche oder - 
legal oder illegal aufhältige – Ausländer46. 

Für Deutschland gibt es keine Studien, die die Auswirkungen der Beschäftigung 
Illegaler auf den Arbeitsmarkt, beispielsweise durch Verdrängung legaler Be-
schäftigung oder Lohnsenkungen, untersuchen. 

                                            
43 Global Commission on International Migration, Migration in einer interdependenten Welt: 
Neue Handlungsprinzipien – Bericht der Weltkommission für Internationale Migration, Berlin, 
2005, S. 11. 
44 Sog. „doppelte Illegalität“. Der Begriff rührt daher, dass nach der Rechtlage bis zum 1.1.2005 
sowohl ein Aufenthaltstitel als auch eine Arbeitsgenehmigung erforderlich war.  
45 Vgl. Bundestags-Drucksache 15/5934: Zehnter Bericht der Bundesregierung über die Auswir-
kungen des Gesetzes zur Bekämpfung der illegalen Beschäftigung – BillBG - S. 35 ff. 
46 Vgl. Studie des IAW zum Volumen der Schattenwirtschaft in Deutschland,  
http://www.iaw.edu/de/aktuell.html >> Pressemitteilungen 2006/2007; Studie der Rockwool 
Foundation Nr. 12, Black Activities in Germany in 2001 and in 2004,  
http://www.rff.dk/da/publikationer/boeger/2005/black_activities_in_germany_in_2001_and_in_2
004/. 

http://www.iaw.edu/de/aktuell.html
http://www.rff.dk/da/publikationer/boeger/2005/black_activities_in_germany_in_2001_and_in_2004/
http://www.rff.dk/da/publikationer/boeger/2005/black_activities_in_germany_in_2001_and_in_2004/
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In der Literatur47 wird angenommen, dass die Auswirkungen auf den Arbeits-
markt eher gering sind. Gründe für die Beschäftigung Illegaler seien deren (zeit-
liche und räumliche) Flexibilität, die niedrigen Kosten und der hohe Regulie-
rungsgrad legaler Beschäftigung. Dies spreche dafür, dass Illegale in anderen 
Segmenten des Arbeitsmarktes tätig werden als legale Arbeitkräfte. In einigen 
Sektoren – v.a. für gering qualifizierte – werden negative Auswirkungen vermu-
tet. 

Die genannten Annahmen sind empirisch nicht belegt. Auch die umgekehrte 
Annahme ist plausibel: Illegale Beschäftigung führt zu Wettbewerbsnachteilen 
für gesetzestreue Unternehmen. Ohne die Beschäftigung Illegaler hätten diese 
Unternehmen die Chance, ihre Leistungen zu realistischen Konditionen anzu-
bieten und zu erbringen. Es könnten sich entsprechende Strukturen heranbil-
den, für die es keine Notwendigkeit gibt, solange es ein Potenzial an Illegalen 
gibt, die für bestimmte Tätigkeiten zur Verfügung bestehen. Sicherlich würde 
eine Legalisierung dieser Arbeitsverhältnisse nicht 1:1 zum Entstehen legaler 
Arbeitplätze führen; mit dem Entstehen von legalen Arbeitsverhältnissen in ei-
nem gewissen Umfang dürfte jedoch zu rechnen sein. 

Die Beschäftigung von illegal aufhältigen Ausländern verursacht jedenfalls - wie 
jede Form der Schwarzarbeit - Ausfälle bei den Steuer- und Sozialversiche-
rungseinnahmen. Diese Ausfälle lassen sich naturgemäß nicht beziffern. Zum 
einen, weil die Zahl illegalen Migranten unbekannt ist und zum anderen weil 
nicht jedes illegale Arbeitsverhältnis in der Legalität bestand hätte. Hinzu 
kommt, dass die Arbeitsverhältnisse Illegaler häufig nicht zuverlässig und dau-
erhaft sind.  

Ein Vergleich mit den Auswirkungen legaler Ausländerbeschäftigung dagegen 
führt hier – insbesondere hinsichtlich der Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt - 
nicht weiter. Bei der legalen Beschäftigung von Ausländern kommen die oben 
genannten „Vorteile“ der Beschäftigung Illegaler (niedrige Kosten, hohe Flexibi-
lität) gerade nicht zum Tragen. 

 

                                            
47 Vgl. Schönwälder, Karen/Vogel, Dita/Sciortino, Giuseppe, Migration und Illegalität in Deutsch-
land, Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialforschung (AKI-Forschungsbilanz 1), Berlin 2004, 
S. 46 f.; Anderson, Philip, „Dass sie uns nicht vergessen…“ Menschen in der Illegalität in Mün-
chen – Eine empirische Studie im Auftrag der Landeshauptstadt München, München 2003, S. 
56. 
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F. Illegale Migration und Kriminalität 

 

Die Zusammenhänge zwischen aufenthaltsrechtlicher Illegalität und Kriminalität 
sind äußerst komplex. So stellen illegaler Aufenthalt selbst sowie Anstiftung und 
Beilhilfe hierzu Straftaten dar (§ 95 Abs. 1 Nr. 2 AufenthG, § 96 Abs. 1 Auf-
enthG), zusätzlich stellt sich die Frage nach dem Umfang der sog. Alltags- oder 
Gewaltkriminalität, deren statistische Erfassung kaum die Realität widerspiegeln 
kann, zu beachten sind auch Zusammenhänge mit organisierter Kriminalität – 
um nur einige Aspekte zu nennen. 

Die Polizeiliche Kriminalstatistik48 kann hier Anhaltspunkte liefern, die jedoch 
einer vertieften Erörterung und Interpretation bedürfen. Eine Auseinanderset-
zung mit der Problematik ist auf Grund der Komplexität im Rahmen dieses Be-
richts nicht möglich. Es wird auf die Ausführungen des Zweiten periodischen 
Sicherheitsberichts49 verwiesen.  

  

                                            
48 http://www.bundeskriminalamt.de/pks/pks2005/index.html . 
49 BMI/BMJ (Hrsg.), Zweiter Periodischer Sicherheitsbericht, Berlin 2006, insbesondere S. 408ff. 

http://www.bundeskriminalamt.de/pks/pks2005/index.html
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G. Rechtslage 

 

Die Rechtsfragen, die sich  im Zusammenhang mit Illegalität stellen, werden im 
Folgenden unter Berücksichtigung des im Rahmen des Prüfauftrages erstellten 
Rechtsgutachtens50 erörtert. 

 

I. Medizinische Versorgung 

 

1. Krankenbehandlung auf privatrechtlicher Grundlage 

Unabhängig vom Aufenthaltsstatus kann ein privatrechtlicher Behandlungsver-
trag mit einem niedergelassenen Arzt oder einem Krankenhaus geschlossen 
werden. Die Bezahlung erfolgt durch den Patienten selbst. 

 

2. Ansprüche auf Leistungen aus der gesetzlichen Krankenversicherung 

Illegale Migranten, die unselbständig erwerbstätig sind, sind in der gesetzlichen 
Krankenversicherung pflichtversichert51. Auch mit Aufnahme einer Erwerbstä-
tigkeit ohne entsprechenden Aufenthaltstitel entsteht ein tatsächliches Arbeits-
verhältnis, das für das Entstehen des Pflichtversicherungsverhältnisses genügt. 
Dieser Aspekt soll hier nicht weiter vertieft werden, da die Realisierung dieser 
Ansprüche für Illegale praktisch keine Rolle spielt. 

 

3. Ansprüche nach dem Asylbewerberleistungsgesetz   

Illegale Migranten haben Ansprüche auf Leistungen nach dem Asylbewerber-
leistungsgesetz. 

Sie gehören zum berechtigten Personenkreis nach § 1 Abs. 1 Nr. 5 Asylbewer-
berleistungsgesetz. 

                                            
50 Kluth, Winfried, Rechtsstatus illegal aufhältiger Personen in der deutschen Rechtsordnung 
und in rechtsvergleichender Betrachtung (Anlage 2); im Folgenden: Rechtsgutachten. 
51 Rechtsgutachten (Anlage 2), S. 13/14; Fodor, Ralf, Rechtsgutachten zum Problemkomplex 
des Aufenthalts von ausländischen Staatsangehörigen ohne Aufenthaltsrecht und ohne Dul-
dung in Deutschland, in: Rechtlos? Menschen ohne Papiere, Karlsruhe 2001 (Alt/Fodor, Hrsg.), 
S. 169f. 
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Das Gesetz gewährt folgende Leistungen: 

o Bei akuter Krankheit und akuten Schmerzzuständen: erforderliche ärztli-
che und zahnärztliche Behandlung einschließlich der Versorgung mit 
Arznei- und Verbandsmitteln sowie sonstiger im Einzelfall erforderlicher 
Leistungen; Versorgung mit Zahnersatz nur, soweit im Einzelfall aus me-
dizinischen Gründen unaufschiebbar. 

o Bei Schwangerschaft und nach einer Geburt: ärztliche und pflegerische 
Hilfe und Betreuung, Hebammenhilfe, Arznei-, Verband- und Heilmittel. 

o Sonstige Leistungen: soweit im Einzelfall zur Sicherung der Gesundheit 
unerlässlich. 

Die Leistungen werden durch die zuständige Behörde sichergestellt. Soweit die 
Leistungen durch niedergelassene Ärzte erbracht werden, übernimmt die zu-
ständige Behörde die Kosten. 

Diese Leistungen müssen von der betroffenen Person bei der zuständigen Be-
hörde beantragt werden. 

 

II. Schulbildung 

In der Mehrzahl der Länder ist der Zugang illegal aufhältiger Kinder zur Schule 
nicht eindeutig geregelt. 

Nach der Zuständigkeitsverteilung des Grundgesetzes fällt die Regelung des 
Zugangs zu Schulbildung und der Schulpflicht in die Zuständigkeit der Länder 
(Art. 70 ff. Grundgesetz). Die in den Landesschulgesetzen geregelte Schul-
pflicht korrespondiert dabei mit dem Recht auf Zugang zu Schulbildung 

Die Landesschulgesetze wählen unterschiedliche Anknüpfungspunkte für die 
Schulpflicht52. 

In Berlin, Brandenburg und Thüringen besteht eine ausdrückliche Schulpflicht – 
außer für rechtmäßig aufhältige Kinder - nur für Kinder mit Duldung oder Auf-
enthaltsgestattung. 

In Bayern und Nordrhein-Westfalen ist die Schulpflicht ausreisepflichtiger Kin-
der ausdrücklich geregelt, ohne dass eine Differenzierung danach vorgenom-
men wird, ob eine Duldung vorliegt oder nicht.  

                                            
52 vgl. Rechtsgutachten (Anlage 2), S. 23 ff. 
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In Hamburg, Bremen und Schleswig-Holstein knüpft die Schulpflicht daran an, 
dass die Kinder im jeweiligen Bundesland ihre Wohnung haben.  

In den Ländern Baden-Württemberg, Hessen, Mecklenburg-Vorpommern, Nie-
dersachsen, Rheinland-Pfalz, Saarland, Sachsen und Sachsen-Anhalt knüpfen 
die Schulgesetze an den „gewöhnlichen Wohnsitz“, die Ausbildungs- und Ar-
beitsstätte, den Wohnsitz oder das „Wohnen“ an. 

Das Rechtsgutachten53 geht davon aus, dass nur aus den Regelungen in Bay-
ern, Nordrhein-Westfalen, Hamburg, Bremen und Schleswig-Holstein eine 
Schulpflicht hervorgeht. Für Berlin, Brandenburg und Thüringen sei dies zu ver-
neinen, da ein Umkehrschluss aus der Regelung für Kinder mit Duldung oder 
Aufenthaltsgestattung dies nahe lege. Die übrigen Länder knüpften die Schul-
pflicht an Voraussetzungen, die einen längerfristigen, verfestigten Aufenthalt 
oder eine Prognose über den Aufenthalt erforderten, der bei illegal aufhältigen 
Kindern nicht möglich sei. 

Ob diese Differenzierung der Auslegung der jeweiligen Schulverwaltungen und 
der Handhabung in der Praxis entspricht, soll hier nicht beurteilt werden. Jeden-
falls ist festzuhalten, dass es eine eindeutige Regelung offenbar nur in Bayern 
und Nordrhein-Westfalen gibt. Die übrigen Vorschriften sind zumindest ausle-
gungsbedürftig. 

 

III. Erwerbstätigkeit  

Ausländer benötigen zur Aufnahme einer Erwerbstätigkeit einen Aufenthaltstitel, 
der sie zur Erwerbstätigkeit berechtigt (§ 4 Abs. 3 Satz 1 AufenthG), soweit 
nicht dem Ausländer auf Grund einer zwischenstaatlichen Vereinbarung, eines 
Gesetzes oder einer Rechtsverordnung die Erwerbstätigkeit ohne den Besitz 
eines entsprechenden Aufenthaltstitels gestattet ist. Erwerbstätigkeit ohne den 
erforderlichen Aufenthaltstitel ist für den Arbeitnehmer eine Ordnungswidrigkeit 
gemäß § 404 Abs. 2 Nr. 4 Sozialgesetzbuch, Drittes Buch; die Beschäftigung 
eines Ausländers ohne entsprechenden Titel ist für den Arbeitgeber eine Ord-
nungswidrigkeit gemäß § 404 Abs. 2 Nr. 3 Sozialgesetzbuch, Drittes Buch. 

Daneben kann mit dieser Erwerbstätigkeit oder Beschäftigung gegen weitere 
Gesetze verstoßen worden sein, beispielsweise gegen §§ 10, 11 Schwarzar-
beitsbekämpfungsgesetz (illegale Ausländerbeschäftigung zu erheblich ungüns-
tigeren Arbeitsbedingungen als vergleichbare deutsche Arbeitnehmer oder in 

                                            
53 Rechtsgutachten (Anlage 2), S. 26-29. 
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großem Umfang), gegen die Beitrags- und Meldepflichten in der Sozialversiche-
rung (§§ 20 ff Sozialgesetzbuch, Viertes Buch) oder gegen Steuergesetze.  

Auch wenn der Ausländer keinen Titel besitzt, der zur Arbeitsaufnahme berech-
tigt, entsteht mit der Arbeitsaufnahme in der Regel ein Arbeitsverhältnis, aus 
dem sich ein Lohnanspruch ergibt54. Zumindest kann der Lohnanspruch über 
die Rechtsfigur des faktischen Arbeitsverhältnisses geltend gemacht werden. 

Dieser Lohnanspruch kann gerichtlich eingeklagt werden. Eine Klage ist nicht 
vom Aufenthaltsstatus abhängig.  

 

IV. Übermittlungspflichten gem. § 87 Abs. 2 AufentG 

Nach § 87 Abs. 2 AufenthG haben öffentliche Stellen die Pflicht, Informationen 
über den fehlenden rechtmäßigen Status eines Ausländers an die Ausländer-
behörde zu übermitteln, wenn sie davon Kenntnis erlangen. 

Wie oben dargestellt ist die Handhabung in der Praxis uneinheitlich. 

 

1. Öffentliche Stellen55 

Übermittlungspflichtig sind nur „öffentliche Stellen“. Der Begriff „öffentliche Stel-
le“ ist im AufenthG nicht definiert. Orientiert an § 2 Bundesdatenschutzgesetz 
sind sowohl Behörden als auch andere Institutionen in öffentlich-rechtlicher Or-
ganisationsform als öffentliche Stellen anzusehen56. 

Von vornherein von der Übermittlungspflicht ausgeschlossen sind daher Privat-
personen und privatrechtlich organisierte Institutionen. So sind beispielsweise 
niedergelassene Ärzte, Kindergärten in freier Trägerschaft, Privatschulen oder 
private Krankenhäuser nicht gemäß § 87 Abs. 2 AufenthG übermittlungspflichtig 
- auch nicht, wenn sie öffentliche Gelder erhalten. 

                                            
54 Rechtsgutachten (Anlage 2), S. 33 f. 
55 Der Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung aufenthalts- und asylrechtlicher Vorschriften 
sieht vor, den Begriff „öffentliche Stelle“ durch den Begriff „die für die Ausführung von Bundes- 
und Landesrecht zuständigen Stellen“ zu ersetzen (Artikel 1 Nummer 65, Buchstabe b, Ent-
wurfstand: 12.1.2007). Hintergrund der Änderung ist Folgender: Nach der Föderalismusreform 
ist es dem Bundesgesetzgeber verwehrt, Kommunen oder kommunalen Verbänden, Aufgaben 
direkt zuzuweisen (Art. 84 Abs. 1 Satz 7 und Art. 85 Abs. 1 Satz 2 GG). Mit der Umformulierung 
wird an die Zuständigkeitsregelung durch die Ländern angeknüpft. Dies entspricht den neuen 
verfassungsrechtlichen Anforderungen. Eine inhaltliche Einschränkung ist damit nicht verbun-
den. 
56 Rechtsgutachten (Anlage 2), S. 41 ff. 
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2. Kenntniserlangung/Datenerhebung 

Eine öffentliche Stelle hat Kenntnis erlangt, wenn ihr das fehlende Aufenthalts-
recht positiv bekannt ist; Vermutungen genügen nicht57; der Status darf auf der 
Grundlage des § 87 Abs. 1 AufenthG auch nicht erforscht werden58, es muss 
sich vielmehr um Informationen handeln, die der Behörde bereits vorliegen. Ei-
ne Kenntnis in diesem Sinn kann auf Grund einer rechtmäßigen Datenerhebung 
oder zufällig, ohne Zutun der öffentlichen Stelle, entstehen. 

In Literatur und Praxis werden folgende Fallgestaltungen unterschieden: 

o Erste Fallgruppe: 
Die Kenntnis wurde im Rahmen der Aufgabenerfüllung erlangt. 

o Zweite Fallgruppe: 
Die Kenntnis wurde bei Gelegenheit der Aufgabenerfüllung erlangt. 

o Dritte Fallgruppe: 
Die Kenntnis wurde von einem Bediensteten privat erlangt. 

Bei der ersten Fallgruppe ist eine Übermittlungspflicht zweifellos gegeben. Eine 
Beispielsituation hierfür ist die Anmeldung eines Schülers in einer öffentlichen 
Schule, wenn der Aufenthaltsstatus für die Aufnahme in die Schule von Bedeu-
tung ist. Der Schulleiter, der erfährt, dass das Kind keine Aufenthaltserlaubnis 
hat, ist übermittlungspflichtig. 

Bei der dritten Fallgruppe besteht keine Übermittlungspflicht. Das private Wis-
sen ist der öffentlichen Stelle, die Adressat der Übermittlungspflicht ist, nicht 
zuzurechnen59. Der Mitarbeiter der Abrechungsstelle eines öffentlichen Kran-
kenhauses, der im Rahmen seiner ehrenamtlichen Tätigkeit für eine Kirchen-
gemeinde von der fehlenden Aufenthaltserlaubnis eines Patienten erfährt, ist 
folglich nicht übermittlungspflichtig. 

Bei der zweiten Fallgruppe besteht ebenfalls keine Übermittlungspflicht60. Die 
einschränkende Auslegung ergibt sich aus dem Sinn und Zweck der Norm: Die 
öffentlichen Stellen sollen nicht zum „Gehilfen“ der Ausländerbehörden werden, 
sie sollen lediglich die Kenntnisse, „die im Zusammenhang mit dem Aufgaben-

                                            
57 Vorläufige Anwendungshinweise des Bundesministeriums des Innern, Nr. 87.1.2 (Auszüge in 
Anlage 3). 
58 Hailbronner, Ausländerrecht, Stand: Okt. 2006, § 87, Rdnr. 6. 
59 Renner, Ausländerrecht, München 2005, § 87, Rdnr. 6. 
60 Vorläufige Anwendungshinweise des Bundesministeriums des Innern, Nr. 87.2.0.3 / 87.1.2. 
(Auszüge in Anlage 3). 
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kreis der Behörden stehen“, übermitteln61. Entscheidend ist das jeweilige Auf-
gabenfeld. 

Diese Auslegung ist nicht unumstritten. Das Rechtsgutachten stellt fest, dass 
der Wortlaut keine Anhaltspunkte für eine solche Differenzierung gibt. Die Aus-
legung im Gutachten orientiert sich streng am Wortlaut und kommt auf dieser 
Basis zu dem Schluss, dass auch die Tatsachen, die bei Gelegenheit der Auf-
gabenerfüllung zur Kenntnis gelangt sind, der Übermittlungspflicht unterlie-
gen62. 

Dem kann entgegengehalten werden, dass die einschränkende Auslegung, die 
auch der Praxis zu Grunde liegt63, sich an Sinn und Zweck der Norm orientiert. 
Jedoch bleibt zweifelhaft, ob die am Sinn und Zweck orientierte Auslegung ü-
berzeugt. Wie bereits dargestellt, sollen die öffentlichen Stellen nicht zu „Gehil-
fen“ der Ausländerbehörden werden, indem sie Kenntnisse weitergeben, die 
nicht im engeren Rahmen der Aufgabenerfüllung erlangt haben. Zu solchen 
„Ausforschungsgehilfen“ werden sie aber nicht, wenn sie lediglich Informationen 
weitergeben, die sie ohne ihr Zutun erlangt haben.  

Die Zuordnung zur Fallgruppe „Kenntnis bei Gelegenheit der Aufgabenwahr-
nehmung erlangt“ oder zur ersten Fallgruppe ist zudem nicht immer zweifelsfrei 
möglich. Ein Beispiel für die Fallgruppe „Kenntnis bei Gelegenheit der Aufga-
benwahrnehmung erlangt“ ist der Fall, in dem der Lehrer am Rande des Unter-
richts vom illegalen Status eines Schülers erfährt64. 

 

3. Übermittlungssperre des § 88 AufenthG 

§ 88 Abs. 1 AufenthG beschränkt die Übermittlung gemäß § 87 AufenthG für 
den Fall, dass die Daten einer besonderen gesetzlichen Verwendungsregelung 
unterliegen. Im hiesigen Zusammenhang ist insbesondere das Arztgeheimnis 
als besondere Verwendungsregel von Bedeutung. 

                                            
61 Hailbronner, Ausländerrecht, Stand: Okt. 2006, § 87, Rdnr. 7; ebenso Renner, Ausländer-
recht, München 2005, § 87 Nr. 8/9. 
62 Rechtsgutachten (Anlage 2), S. 50. 
63 § 76 AuslG 1990 enthielt eine entsprechende Vorschrift; die Vorläufigen Anwendungshinwei-
se des Bundesministeriums des Innern entsprechen insoweit den Allgemeinen Verwaltungsvor-
schriften.  
64 Vorläufige Anwendungshinweise des Bundesministeriums des Innern, Nr. 87.1.2 (Auszüge in 
Anlage 3).  
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Ärzte unterliegen nach ihren Berufsordnungen einer Schweigepflicht über das, 
was ihnen in ihrer Eigenschaft als Ärzte bekannt geworden ist65. Das unbefugte 
Offenbaren dieser Geheimnisse ist nach § 203 StGB66 unter Strafe gestellt. 

Gegenstand der Geheimhaltungspflicht sind alle Angaben, die anlässlich des 
Besuchs, der Behandlung oder Beratung gemacht worden sind, da § 203 StGB 
das Vertrauensverhältnis zwischen Berufsträger und Patient umfassend schüt-
zen soll67. Adressaten der Geheimhaltungspflicht sind sowohl die Berufsträger 
als auch ihre Gehilfen68. Zu den Gehilfen in diesem Sinn zählen diejenigen Per-
sonen, die bei der Berufsausübung unmittelbar mitwirken. Nicht eindeutig ge-
klärt ist, ob auch Personen, die in der Organisation, Planung und Verwaltung 
tätig sind, der Geheimhaltungspflicht unterliegen69. Orientiert an Sinn und 
Zweck der Geheimhaltungspflicht müssen auch die Verwaltungsgehilfen von 
der Übermittlungssperre erfasst sein, sofern ihre Kenntnisquelle die gleiche wie 
die des Berufsträgers ist. 

Hiervon zu unterscheiden ist die eigenständige Ermittlung des Aufenthaltsstatus 
durch die Krankenhausverwaltung im Rahmen ihrer Abrechung. Erfährt die 
Krankenhausverwaltung in diesem Zusammenhang, dass der behandelte Pati-
ent keine Aufenthaltserlaubnis hat, handelt es sich nicht um ein Geheimnis, das 
im Rahmen der Behandlung einem Berufsträger anvertraut wurde. Diese Tatsa-
che unterfällt folglich nicht der Schweigepflicht nach dem Berufsrecht und damit 
auch nicht § 203 StGB.  

 

                                            
65 vgl. § 9 Musterberufsordnung für die deutschen Ärzte und Ärztinnen in der Fassung der Be-
schlüsse des 100. Deutschen Ärztetages 1997 in Eisenach, zuletzt geändert durch die Be-
schlüsse des 107. Deutschen Ärztetages in Bremen, 
http://www.bundesaerztekammer.de/30/Berufsordnung/10Mbo/index.html. 
66 § 203 StGB lautet: „Wer unbefugt ein fremdes Geheimnis, namentlich ein zum persönlichen 
Lebensbereich gehörendes Geheimnis oder ein Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, offenbart, 
das ihm als 

1. Arzt, Zahnarzt, Tierarzt, Apotheker oder Angehöriger eines anderen Heilberufs, der für die 
Berufsausübung oder die Führung der Berufsbezeichnung eine staatlich geregelte Ausbildung 
erfordert, (…) 

anvertraut worden oder sonst bekannt geworden ist, wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr 
oder mit Geldstrafe bestraft.“ 
67 Rechtsgutachten (Anlage 2), S. 56. 
68 Vgl. auch § 9 Abs. 3 der Musterberufsordnung für die deutschen Ärztinnen und Ärzte; 
http://www.bundesaerztekammer.de/30/Berufsordnung/10Mbo/index.html. 
69 Rechtsgutachten (Anlage 2), S. 57 ff. 

http://www.bundesaerztekammer.de/30/Berufsordnung/10Mbo/index.html
http://www.bundesaerztekammer.de/30/Berufsordnung/10Mbo/index.html
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4. Einzelfälle 

Anhand der skizzierten rechtlichen Rahmenbedingungen sollen im Folgenden 
konkrete Situationen aus den hier relevanten Themenfeldern untersucht und im 
Hinblick auf eine etwaige Mitteilungspflicht bewertet werden. 

 

a) Gesundheitsversorgung: 

Niedergelassene Ärzte, private Krankenhäuser, Ärztenetzwerke, Anlaufstellen 
für Migranten von Wohlfahrtsverbänden oder Kirchen sind nie übermittlungs-
pflichtig, da sie keine öffentlichen Stellen sind. 

Ärzte und medizinisches Personal und deren Gehilfen in öffentlichen Kranken-
häusern sind nicht übermittlungspflichtig, da hier die Übermittlungssperre des 
§ 88 Abs. 1 AufenthG i.V.m. § 203 StGB greift. 

Sofern das öffentliche Krankenhaus im Rahmen der Abrechnung den Aufent-
haltsstatus ermittelt, ist es übermittlungspflichtig, da es den Aufenthaltsstatus im 
Rahmen seiner Aufgabenwahrnehmung erfährt. Erlangt die Verwaltung ihr Wis-
sen über den fehlenden Aufenthaltsstatus jedoch aus der Behandlung, etwa 
über die für die Verwaltung zugängliche Krankenakte, so greift der verlängerte 
Geheimschutz des § 88 AufenthG; die Übermittlungspflicht entfällt. 

Die Behörde, die über den Antrag des Illegalen nach AsylbLG entscheidet, ist 
übermittlungspflichtig. 

 

b)    Schule: 

Sofern der Zugang zur Schule vom Aufenthaltsstatus abhängt, ist der Schullei-
ter, der über die Aufnahme zu entscheiden hat, übermittlungspflichtig. Der 
Schulleiter erlangt sein Wissen im Rahmen der Aufgabenwahrnehmung. 

Der Lehrer, der in der Pause oder am Rand des Unterrichts vom fehlenden 
Aufenthaltsrecht erfährt, erlangt diese Kenntnis gelegentlich seiner Aufgaben-
wahrnehmung70. Sein Aufgabenkreis ist auf Erziehung und Wissensvermittlung 
begrenzt. Der Aufenthaltsstatus des Schülers ist hier nicht von Belang. Nicht 
mehr eindeutig ist die Frage zu beantworten, ob eine Übermittlungspflicht ent-
steht, wenn der Lehrer im laufenden Unterricht vom fehlenden Aufenthaltsstatus 
erfährt. Zusätzlich stellt sich die Frage, ob der Lehrer im Innenverhältnis zur 
Unterrichtung des Schulleiters verpflichtet ist. 

                                            
70 Vorläufige Anwendungshinweise des Bundesministeriums des Innern, Nr. 87.1.2 (Auszüge in 
Anlage 3). 
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Problematisch sind auch die Fälle, die sich am Rande der Zuständigkeit abspie-
len. Wird beispielsweise eine Klassenreise ins Ausland organisiert, bei der Rei-
sepapiere erforderlich sind und Visumfragen geklärt werden müssen, stellt sich 
die Frage, ob die Organisation und Durchführung der Reise zum Aufgabenkreis 
des Lehrers gehört. Sie lässt sich kaum eindeutig beantworten. Ebenso wenig 
ist eindeutig zu beantworten, wo die Grenze der Aufgaben des Schulleiters ver-
läuft.  

 

c) Arbeitsgerichtsprozess: 

Der Richter, der in einem Prozess um Arbeitslohn eines Illegalen vom fehlen-
den Aufenthaltsstatus erfährt, erlangt sein Wissen im Rahmen der Aufgabener-
füllung. Bei der Entscheidung darüber, ob und aus welchem Rechtsgrund ein 
Lohnanspruch besteht, kann der Aufenthaltsstatus von Bedeutung sein. Es be-
steht folglich eine Übermittlungspflicht. 
 
V. Strafbarkeit humanitär motivierter Hilfe 

 

1. Strafbarkeit gemäß § 96 Abs. 1 Nr. 2 AufenthG 

Gemäß § 96 Abs. 1 AufenthG wird bestraft, wer Hilfe zum illegalen Aufenthalt 
im Sinne des § 96 Abs. 1 Nr. 2 AufenthG leistet und entweder einen Vermö-
gensvorteil erhält oder sich versprechen lässt (Nr. 1 ) oder wiederholt oder zu 
Gunsten mehrerer Ausländer handelt (Nr. 2). Mit dieser Vorschrift wird die Teil-
nahmehandlung (Hilfeleisten) zur Täterhandlung verselbständigt71. 

Für humanitäre Hilfe kommt vorrangig die zweite Tatbestandsalternative – wie-
derholt oder zu Gunsten mehrerer Ausländer – in Betracht72. 

 

a) Fallkonstellationen 

Zunächst ist klarzustellen, dass die Fälle humanitär motivierter Hilfe für Illegale 
durch Ärzte, sonstiges medizinisches Personal, Mitarbeiter von Beratungsstel-
len, Lehrpersonal, Privatpersonen usw. nicht die typischerweise von § 96 Abs. 1 
AufenthG erfassten Situationen darstellen. Der Gesetzgeber zielt mit der Vor-
schrift  vielmehr auf die Bekämpfung illegaler Einreisen und des organisierten 

                                            
71 Renner, Ausländerrecht, München 2005, § 96 AufenthG Rndr. 4. 
72 Der Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung aufenthalts- und asylrechtlicher Vorschriften 
sieht die Beschränkung der Strafbarkeit auf die Hilfe zur illegalen Einreise (Artikel 1 Nummer 
95, Buchstabe a) vor (Entwurfstand: 12.1.2007). 
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und gewerbsmäßigen Schlepperunwesens ab. Die Strafandrohung wegen Bei-
hilfe zum unerlaubten Aufenthalt wurde für Schlepper als nicht ausreichend an-
gesehen73. Der Gesetzgeber hat daher einen eigenen Straftatbestand geschaf-
fen, der die Beihilfe verselbständigt und einer höheren Strafe unterwirft. 

Den im Folgenden herangezogenen Urteilen liegen keine Fälle zu Grunde, in 
denen allein humanitär motivierte Hilfe geleistet wurde. So wurde in einem Fall 
nicht lediglich eine Wohnung zur Verfügung gestellt, sondern darüber hinaus 
weitere Unterstützung – Begleitung zur Arbeitsstätte (Bordell), Hilfe bei der 
Auswahl eines Bordells mit „angenehmen“ Arbeitsbedingungen, Übernehmen 
von Behördengängen gegen Entgelt – geleistet74; im anderen Fall bestand die 
Hilfeleistung darin, dass die Illegalen in Österreich abgeholt und nach Deutsch-
land begleitet wurden75. Das Fehlen von höchstrichterlicher Rechtsprechung zu 
den typischen „Helferfällen“ zu § 96 AufenthG weist auf die geringe praktische 
Bedeutung hin. 

Zudem ist darauf hinzuweisen, dass mit der Umschreibung „humanitär motivier-
te Handlungen“ keine exakte Abgrenzung zwischen sozial erwünschten Hand-
lungen einerseits und Tätigkeiten, die zu missbilligen sind, andererseits erfolgen 
kann. Zum einen lässt der Begriff sich nicht eindeutig definieren; gemeint ist 
wohl in erster Linie der Beweggrund, menschenwürdige Bedingungen herzu-
stellen oder menschenunwürdige Umstände möglichst zu vermeiden. Zum an-
deren ist in der Realität eine Vielzahl von Beweggründen denkbar, wobei die 
humanitäre Motivation ein Beweggrund neben anderen sein kann. So wird man 
die kostenlose medizinische Hilfe durch einen Arzt anders einzuordnen haben 
als den Fall, in dem der Arbeitgeber – neben dem illegalen Arbeitsverhältnis - 
zusätzlich ein Quartier zur Verfügung stellt, um Obdachlosigkeit oder unwürdige 
Wohnverhältnisse zu vermeiden. 

Im Folgenden werden – nach der Darstellung der Rechtlage – einzelne Fallge-
staltungen untersucht und zugeordnet, soweit dies abstrakt möglich ist. 

 

b) Tatbestand 

Der Begriff „Hilfeleisten“ in § 96 AufenthG ist identisch mit dem Beihilfebegriff im 
allgemeinen Strafrecht, so dass die Rechtsprechung zu § 27 StGB zur Ausle-
gung herangezogen werden kann. Hilfeleisten ist nach höchstrichterlicher 

                                            
73 Bundestags-Drucksache Nr. 9/847, S. 12 zu § 47a AuslG 1965.  
74 BGH NJW 1990, 2207 f. 
75 BayObLG, EZAR 355 Nr. 35. 
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Rechtsprechung zu bejahen, wenn die Haupttat gefördert oder erleichtert wird76. 
Eine Ursächlichkeit im engeren Sinn, d.h. dass die Tat in ihrer konkreten Ge-
stalt ohne die Gehilfenhandlung nicht ausgeführt worden wäre, wird nicht gefor-
dert.  

Die Vorläufigen Anwendungshinweise des Bundesministeriums des Innern ent-
halten keine Ausführungen zu § 96 AufenthG. Die Allgemeinen Verwaltungs-
vorschriften zum Ausländergesetz enthielten zur Vorgängervorschrift § 92a 
AuflG 1990 jedoch konkrete Hinweise auf mögliche Tathandlungen: Beschaf-
fung von Beförderungsmöglichkeiten, Unterkünften, Informationen über den 
Grenzübertritt, das Zusammenführen mit Personen, die sich des unerlaubt ein-
gereisten Ausländers annehmen, Übersetzungsdienste zum Verdecken der Ille-
galität, das Verstecken oder die Beschäftigung des Ausländers und die Anbah-
nung und Vermittlung von Scheinehen. 

Im Fall des Hilfeleistens zum unerlaubten Aufenthalt stellt die höchstrichterliche 
Rechtsprechung ein weiteres Kriterium auf: Nach Auffassung des Bundesge-
richtshofs liegt ein Hilfeleisten nicht vor, wenn der Täter zum Fortsetzen des 
illegalen Aufenthalts bereits fest entschlossen ist77. Eine konkrete Förderung sei 
dann nicht mehr möglich. Danach ist eine Beihilfe ausgeschlossen, wenn der 
Illegale unabhängig von der Hilfehandlung – etwa der Behandlung durch den 
Arzt oder der Schaffung einer Arbeitsgelegenheit - seinen illegalen Aufenthalt 
fortsetzen will. Dies muss für den Einzelfall ermittelt werden. 

Eine dogmatische Einordnung des Kriteriums „bereits fest gefasster Entschluss“ 
ist durch die Rechtsprechung bislang nicht erfolgt. Nach den Ausführungen im 
zitierten Urteil ist nicht eindeutig, woran diese Einschränkung dogmatisch an-
knüpft; zu denken ist an eine Verneinung des objektiven Tatbestandes (fehlen-
de objektive Zurechnung unter dem Aspekt des Schutzzwecks der Norm). 
Denkbar ist auch, die Frage im subjektiven Tatbestand zu diskutieren. 

Die Entscheidung des Bundesgerichtshofs wird kritisiert78. Sie weiche ohne 
nachvollziehbare Gründe von der sonstigen Rechtsprechung zum Gehilfenbei-
trag bei Dauerdelikten im Übrigen ab; dort komme es nicht darauf an, ob der 
Entschluss zur Fortsetzung des Delikts bereits gefasst war. Diese Beihilfehand-

                                            
76 BGHSt 46, 107, 109. 
77 BGH NJW 1990, 2207 f. 
78 OLG Frankfurt, NStZ-RR 2005, 184, 185; Rechtsgutachten, S. 72 ff. (Anlage 2). 
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lungen könnten dogmatisch überzeugender unter dem Aspekt „alltägliche“ oder 
„beruftypische Handlungen“ im subjektiven Tatbestand beurteilt werden79. 

Unabhängig von der Frage, ob diese Kritik berechtigt ist, werden im Folgenden 
die Kriterien des Bundesgerichtshofs zu Grunde gelegt, da sich an ihnen die 
Praxis orientiert. 

Nicht durch höchstrichterliche Rechtsprechung geklärt ist die Frage, welche 
Auswirkungen die berufsethischen und -rechtlichen Pflichten von Ärzten und 
anderem medizinischem Personal auf die Bewertung einer Hilfehandlung ha-
ben. Die Verletzung dieser Pflichten ist zumindest in Notfällen gemäß § 323c 
StGB strafbewehrt. Zwar wird die Haupttat – illegaler Aufenthalt - durch medizi-
nische Hilfe zu Gunsten eines Illegalen in dem Sinn gefördert, dass die Verbes-
serung des Gesundheitszustandes ein Leben in der Illegalität „erleichert“. Zu 
beachten ist jedoch, dass der Arzt andererseits eine gesetzliche Verpflichtung 
erfüllt, wenn sie auch dem Gebot des § 96 AufenthG widerspricht. Zumindest in 
Fällen medizinischer Nothilfe ist bereits der objektive Tatbestand unter dem As-
pekt des Schutzzwecks der Norm zu verneinen. Aber auch medizinische Be-
handlung im Übrigen ist unter berufsrechtlichen und -ethischen Aspekten gebo-
ten80 und daher nicht tatbestandsmäßig. Zumindest muss dem Gesichtspunkt 
der widersprechenden Gebote jedoch auf der Ebene der Rechtfertigung Rech-
nung getragen werden. 

 

c. Bewertung 

Anhand der geschilderten Voraussetzungen sind die hier interessierenden Fälle 
wie folgt zu bewerten: 

Ärzte, medizinisches Personal, Hebammen usw. sind zur medizinischen Hilfe in  
Notfällen verpflichtet. Hier liegt bereits keine tatbestandsmäßige Handlung vor. 
Auch soweit im Übrigen medizinische Hilfe geleistet wird, ist davon auszuge-
hen, dass der Tatbestand des § 96 AufenthG nicht erfüllt ist. 

In den übrigen Hilfefällen (z.B. Vermittlung von Ansprechpartnern, zur Verfü-
gung stellen einer Wohnung) ist nach den oben dargestellten Kriterien zu ermit-
teln, ob der illegale Aufenthalt noch gefördert werden konnte. Es muss geklärt 

                                            
79 Nach der Rechtsprechung des BGH verlieren berufstypische oder neutrale Handlungen ihren 
Alltagscharakter, wenn das Handeln des Haupttäters auf eine Straftat abzielt und der Helfer 
dies positiv weiß (BGH, NStZ 2000, 34). Dabei genügt es nicht, wenn der Helfer es für möglich 
halt, dass der von ihm geleistete Beitrag genutzt wird.  
80 Vgl. §§ 1, 2 der Musterberufsordnung für die Deutschen Ärztinnen und Ärzte; 
http://www.bundesaerztekammer.de/30/Berufsordnung/10Mbo/index.html.  

http://www.bundesaerztekammer.de/30/Berufsordnung/10Mbo/index.html
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werden, ob in der konkreten Situation ein Ausländer bereits unabhängig vom 
Schulbesuch der Kinder, vom zur Verfügung gestellten Wohnraum, von der 
vermittelten Arbeit zum weiteren illegalen Aufenthalt in Deutschland entschlos-
sen war. Diese Beurteilung kann im Einzelfall dazu führen, dass der Tatbestand 
zu bejahen ist, wenn zudem wiederholt oder zu Gunsten mehrerer Ausländer 
gehandelt wurde. In diesen Fällen muss die Motivation der Betroffenen im 
Rahmen der Strafzumessung (§ 46 StGB) berücksichtigt werden81. 

 

2. Strafbarkeit gemäß § 95 Abs. 1 Nr. 2 AufenthG i.V.m. § 27 StGB 

Da es sich bei § 96 AufenthG um eine zur Täterschaft verselbständigte Form 
der Beihilfe handelt, gelten die Ausführungen zur Strafbarkeit humanitär moti-
vierter Hilfe gemäß § 96 auch für die Strafbarkeit gemäß § 95 Abs. 1 Nr. 2 Auf-
enthG i.V.m. § 27 StGB. Die Strafbarkeit gemäß § 95 Abs. 1 Nr. 2 AufenthG 
i.V.m. § 27 StGB kommt vorrangig dann in Betracht, wenn die qualifizierenden 
Voraussetzungen des § 96 Abs. 1 Nr. 2 AufenthG (wiederholtes Handeln oder 
Handeln zu Gunsten mehrerer Ausländer) nicht vorliegen. 

Bei medizinischer Hilfe scheidet bereits der objektive Tatbestand aus. Im Übri-
gen sind die Umstände des Einzelfalles entscheidend. Es muss ermittelt wer-
den, inwieweit der Entschluss zum illegalen Verbleib in Deutschland bereits 
feststand. Auch hier sind – soweit der Tatbestand ausnahmsweise zu bejahen 
ist - die humanitären Motive im Rahmen der Strafzumessung zu berücksichti-
gen. 

 

3. Strafbarkeit durch Unterlassen der Mitteilung nach § 87 Abs. 2 AufenthG 
gemäß § 96 Abs. 1 Nr. 2 AufenthG 

Voraussetzung für die Strafbarkeit durch Unterlassen ist eine rechtliche 
Einstandspflicht für den Schutz des betroffenen Rechtsgutes (sog. Garanten-
stellung). Eine solche besondere Einstandspflicht für das von § 96 Abs. 1 Nr. 2 
AufenthG geschützte Rechtsgut – Einhaltung der aufenthaltsrechtlichen Regeln 
– besteht für Schule, Krankenhäuser oder Richter im Arbeitsgerichtsprozess 
nicht82. 
 

                                            
81 Vgl. hierzu den Hinweis in BayObLG, EZAR 355 Nr. 35, S. 4. 
82 Vgl. Rechtsgutachten (Anlage 2), S. 71 f. 
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H. Rechtsvergleich 

 

Auch andere europäische Staaten sind Ziel illegaler Einwanderer. Im Folgenden 
wird ein kurzer Überblick über den staatlichen Umgang mit Illegalen in anderen 
europäischen Staaten gegeben, insbesondere über deren soziale Rechte sowie 
Übermittlungspflichten von Behörden oder Helfern in Italien, den Niederlanden, 
Schweden und Großbritannien.  

 

I. Gesundheitsversorgung 

In Schweden haben illegal aufhältige Erwachsene einen Anspruch auf medizini-
sche Behandlung in Notfällen; bei Kindern umfasst der Anspruch auch planbare 
und vorbeugende Maßnahmen. Die Kosten sind von den illegalen Migranten 
selbst zu tragen, wobei es regionale Unterschiede bei der Durchsetzung der 
Ansprüche gibt. 

In den Niederlanden haben Illegale einen Anspruch auf medizinische Versor-
gung in Notfällen sowie bei Schwangerschaft und Geburt. Diese Versorgung 
kann auch längerfristig sein, wenn dies aus ärztlicher Sicht notwendig ist; bei 
Kindern sind auch präventive Maßnahmen möglich. Die Kosten werden aus 
einem staatlichen Fonds bestritten, der alle Fälle von Nichtversicherten ab-
deckt. 

In Großbritannien erhalten illegale Migranten jedenfalls Notfallversorgung und 
unaufschiebbare Behandlungen; die Kosten müssen die illegalen Migranten 
grundsätzlich selbst zahlen. Ausgenommen hiervon sind Behandlungen in der 
Unfall- und Notaufnahme sowie Behandlungen, die dem Schutz der Allgemein-
heit dienen. Soweit die Kosten nicht selbst zu tragen sind, übernimmt sie der 
National Health Service, der aus Versicherungs- und Steuergeldern finanziert 
wird. 

In Italien wird Illegalen eine Mindestversorgung gewährt, insbesondere bei 
Schwangerschaft sowie bei  Infektionskrankheiten minderjähriger Illegaler. 

Meldepflichten für medizinisches Personal kennen die genannten Staaten 
grundsätzlich nicht; lediglich in Großbritannien gibt es eine Meldepflicht bei 
schwerwiegenden Straftaten und bei Gefahr für die öffentliche Gesundheit. Die 
Behandlung von Illegalen ist in den genannten Staaten nicht strafbar.  
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II. Bildung 

In Italien, den Niederlanden und Großbritannien unterliegen auch illegal aufhäl-
tige Kinder der Schulpflicht. In Schweden können illegal aufhältige Kinder in die 
Schule aufgenommen werden. Die Schulen haben keine Meldepflichten; ledig-
lich in Schweden müssen die Behörden informiert werden, wenn ein asylsu-
chendes Kind erstmals eingeschrieben wird; es liegen keine Erkenntnisse dar-
über vor, ob dies auch bei einem illegal aufhältigen Kind der Fall ist, das keinen 
Asylantrag stellt. 

 

III. Schutz vor Ausbeutung am Arbeitsmarkt/Rechtsschutz 

In Italien und den Niederlanden sind auch Ansprüche aus Arbeitsverhältnissen 
mit Illegalen rechtlich anerkannt und können eingeklagt werden. In Großbritan-
nien sind die Lohnansprüche Illegaler nicht rechtlich anerkannt; sie können ent-
sprechend auch nicht eingeklagt werden. In Schweden kann der Lohn aus ei-
nem legalen Arbeitsverhältnis unabhängig vom Aufenthaltsstatus eingeklagt 
werden; bei Illegalen ist legale Arbeit jedoch kaum denkbar. 

In Italien besteht für den Richter eine Meldepflicht, wenn der illegale Aufenthalt 
eine Straftat ist; dies ist nach italienischem Recht erst dann der Fall, wenn der 
Illegale bereits einmal zurückgewiesen wurde. In den Niederlanden besteht kei-
ne Meldepflicht. 

 

IV. Zusammenfassung und Bewertung 

Die Gesundheitsversorgung ist in den untersuchten Staaten sehr unterschied-
lich ausgestaltet, wobei die Kosten von den illegalen Migranten grundsätzlich 
selbst zu tragen sind – außer in den Niederlanden, die hier mit einer Fondslö-
sung arbeiten, die allgemein für Nichtversichterte gilt. Insofern gewährt das 
deutsche Recht, das jede Behandlung ermöglicht und über das AsylbLG für 
bestimmte Fälle auch die Kosten übernimmt, einen vergleichweise hohen Stan-
dard. Eine Sonderstellung nimmt Deutschland im Hinblick auf die Meldepflich-
ten ein; die übrigen Staaten kennen keine entsprechenden Meldepflichten. 

In den untersuchten Staaten haben Kinder Zugang zu Schulbildung, während 
der Befund hierzu in Deutschland uneinheitlich ist. Meldepflichten bestehen nur 
in Deutschland. 
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In Bezug auf Lohnansprüche aus der Arbeit Illegaler und ihre Einklagbarkeit 
nimmt nur Großbritannien eine Sonderstellung ein (keine Lohnansprüche). 
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I. Handlungsoptionen  
 

 

In den Abschnitten C. und D. wurde die öffentliche Diskussion mit ihren Forde-
rungen sowie die Rechtslage in den Bereichen Gesundheit, Bildung und Arbeit 
und die in allen Bereichen bedeutsamen Übermittlungspflichten gemäß § 87 
Abs. 2 AufenthG und die Strafbarkeit gemäß § 96 AufenthG dargestellt. Auf 
dieser Grundlage werden im Folgenden mögliche Handlungsoptionen aufge-
zeigt und diskutiert. Die Darstellung zu den Übermittlungspflichten und zur 
Strafbarkeit wird dabei vorgezogen, da sie in allen Themenbereichen von Be-
deutung sind.  
 

I. Übermittlungspflicht öffentlicher Stellen 

Wie oben gezeigt, besteht die Übermittlungspflicht öffentlicher Stellen gemäß 
§ 87 Abs. 2 AufenthG, wenn die Stelle im Rahmen ihrer Aufgabenerfüllung 
Kenntnis vom illegalen Aufenthalt erlangt hat. Es wurde dargelegt, dass die Ü-
bermittlungspflichten einen weniger weiten Anwendungsbereich haben, als die 
öffentliche Diskussion suggeriert (nur öffentliche Stellen sind mitteilungspflich-
tig, nicht erfasst sind Kenntnisse, die von der ärztlichen Schweigepflicht erfasst 
sind, Übermittlungspflicht entsteht nur bei Kenntniserlangung im Rahmen der 
Aufgabenerfüllung). 

Die Übermittlungspflicht wird von staatlicher Seite als unverzichtbares Instru-
ment der Migrationskontrolle angesehen, von anderer Seite jedoch als wesent-
liches Hemmnis bei der Inanspruchnahme sozialer Rechte betrachtet.  

In der Praxis kommt es darauf an, ob eine Tatsache im Rahmen oder bei Gele-
genheit der Aufgabenwahrnehmung bekannt wurde. Im ersten Fall besteht eine 
Übermittlungspflicht, im zweiten nicht. Entscheidend ist hier der Aufgabenkreis 
der öffentlichen Stelle. Die Zuordnung einzelner Informationen ist in der Praxis 
nicht immer eindeutig, was zu Rechtsunsicherheit führt. 

 

1. Verfassungsrechtliche Grenzen einer Umgestaltung 

Es stellt sich die Frage, inwieweit die derzeitige Ausgestaltung der Übermitt-
lungspflichten in § 87 AufenthG, die als Teil der staatlichen Zuwanderungskon-
trolle zu sehen ist, verfassungsrechtlich zwingend ist. 
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Das BVerfG hat in seiner Entscheidung vom 24. Mai 200683 zur Rücknahme 
einer durch Täuschung erwirkten Einbürgerung Folgendes festgestellt: 
„Eine Rechtsordnung, die sich ernst nimmt, darf nicht Prämien auf die Missachtung ihrer selbst 
setzen. Sie schafft sonst Anreize zur Rechtsverletzung, diskriminiert rechtstreues Verhalten (...) 
und untergräbt damit die Voraussetzungen ihrer eigenen Wirksamkeit.“ 

Wie die praktische Wirksamkeit am besten erreicht werden könne, sei der Beur-
teilung des Gesetzgebers überlassen; hier stehe ein differenziertes Instrumen-
tarium zur Verfügung. So könnten durch Täuschung erlangte Rechtspositionen 
prinzipiell bestehen bleiben; dies dürfe jedoch nicht dazu führen, dass rechtwid-
riges Verhalten gefördert, rechtstreues dagegen bestraft würde. Im Hinblick dar-
auf wurde das Verbot der Entziehung der Staatsangehörigkeit nach Art. 16 GG 
so ausgelegt, dass diese Vorschrift die Rücknahme einer durch Täuschung er-
wirkten Einbürgerung jedenfalls nicht verhindert. 

Übertragen auf die Frage, inwieweit die Verfassung Vorgaben für die Ausgestal-
tung der Zuwanderungskontrolle, insbesondere durch die Übermittlungsvor-
schriften des § 87 AufenthG als Kontrollinstrument, macht, bedeutet dies Fol-
gendes: Der Gesetzgeber muss Vorkehrungen treffen, damit das Recht ein-
gehalten wird. Aus der Verfassung ergeben sich dabei keine konkreten Vorga-
ben über die Instrumente. Aus dem zur Verfügung stehenden Instrumentarium 
kann der Gesetzgeber auswählen. Er muss insoweit eine wertende Entschei-
dung treffen, wobei die Grenze dort verläuft, wo der Staat sich der Kontrollmög-
lichkeiten vollständig begibt. Er kann bei der wertenden Entscheidung – neben 
dem Gesichtspunkt der Einhaltung des Rechts - auch andere Aspekte einflie-
ßen lassen. 

Innerhalb dieser Rahmenbedingungen kommen folgende Handlungsoptionen in 
Betracht: 

 

2. Übermittlungspflicht des § 87 Abs. 2 AufenthG unverändert beibehalten 

Die Übermittlungspflicht kann unverändert beibehalten werden. 

Der Staat verfügt mit dieser Vorschrift über ein Mittel der Migrationskontrolle, 
das dazu beiträgt, dem Aufenthaltsrecht Geltung zu verschaffen. Eine abschre-
ckende Wirkung ist beabsichtigt. Die Konturen haben sich in der Praxis heraus-
gebildet, wodurch eine relative Rechtssicherheit entstanden ist.  

Allerdings kann nur von einer „relativen“ Rechtssicherheit gesprochen werden. 
Um die Frage zu beantworten, ob im konkreten Fall eine Übermittlungspflicht 

                                            
83 Az: 2 BvR 669/04, Rdnr. 63 ff. 
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besteht, muss entschieden werden, ob die Kenntnis über das fehlende Aufent-
haltsrecht „im Rahmen der Aufgabenwahrnehmung“ oder „bei Gelegenheit der 
Aufgabenwahrnehmung“84 erlangt wurde. Diese Zuordnung kann jedoch nicht 
für alle Fälle eindeutig getroffen werden. Für diese Unterscheidung gibt es zu-
dem keine Anhaltspunkte im Wortlaut des Gesetzes. Sie ergibt sich vielmehr 
aus der an Sinn und Zweck orientierten Auslegung des § 87 Abs. 2 AufenthG. 
Dabei ist zweifelhaft, ob die in diesem Zusammenhang geführte Argumentation, 
dass diese Einschränkung erforderlich ist, damit die öffentlichen Stellen nicht zu 
„Ausforschungsgehilfen“ der Ausländerbehörden werden sollen, tragfähig ist. 
Auch in dem Fall, in dem die Behörde bei Gelegenheit der Aufgabenwahrneh-
mung vom fehlenden Aufenthaltsstatus erfahren hat, hat sie nicht „ausge-
forscht“. Sie hat ihre Aufgaben erfüllt und in diesem Zusammenhang – zufällig – 
Kenntnis erlangt. 

 

3. Aufgabe der Abgrenzung zwischen „im Rahmen der Aufgabenerfüllung“ und      
„bei Gelegenheit der Aufgabenerfüllung„  

Die Aufgabe des Kriteriums „im Rahmen der Aufgabenerfüllung erlangt“, des-
sen Unschärfe oben dargestellt wurde, stellt eine weitere Option dar. Bei unver-
ändertem Wortlaut des § 87 Abs. 2 AufenthG bestünde die Möglichkeit, die in 
den Vorläufigen Anwendungshinweisen verankerte Praxis der Unterscheidung 
zwischen Informationen, die im Rahmen der Aufgabenwahrnehmung erlangt 
wurden, und Informationen, die bei Gelegenheit der Aufgabenwahrnehmung zur 
Kenntnis gelangt sind, aufzugeben. Die zu erarbeitenden Verwaltungsvorschrif-
ten zum AufenthG wären entsprechend zu formulieren. Die Aufgabe des Kriteri-
ums hätte den Vorteil einer größeren Rechtssicherheit. Die Abgrenzung zwi-
schen privatem Wissen einerseits und dienstlich erlangtem Wissen andererseits 
ist klarer als die Abgrenzung zwischen dem Wissen, das im Rahmen oder bei 
Gelegenheit der Aufgabenerfüllung erlangt wurde. Diese Auslegung orientiert 
sich zudem stärker am Wortlaut der Vorschrift85. Damit würde der Anwen-
dungsbereich des § 87 Abs. 2 AufenthG im Ergebnis ausgedehnt, wobei der 
Unterschied im Ergebnis jedoch gering sein dürfte.  

Nachteil dieser Option wäre, dass die bisherige, in gewissem Rahmen einge-
spielte Praxis aufgegeben würde. 

                                            
84 So die Festlegung in den Vorläufigen Anwendungshinweisen des Bundesministeriums des 
Innern (Auszüge abgedruckt im Anhang), die insoweit den Allgemeinen Verwaltungsvorschriften 
zum AuslG folgen. 
85 So auch das Rechtsgutachten (Anlage2), S. 50. 
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4. Abschaffung der Übermittlungspflicht des § 87 Abs. 2 AufenthG 

Eine Abschaffung der Übermittlungspflicht des § 87 Abs. 2 AufenthG stellt keine 
ernsthaft zu diskutierende Option dar. In den hier im Vordergrund stehenden 
Fällen wird geltend gemacht, dass die Übermittlungspflichten Illegale an der 
Inanspruchnahme sozialer Rechte hindern. Es gibt aber auch zahlreiche An-
wendungsfälle für die Übermittlungspflicht, in denen dieses Argument nicht 
greift, z.B. bei Übermittlung durch Polizeivollzugsbehörden, die in keinem Zu-
sammenhang mit der Gewährung sozialer Rechte stehen. Würde der Staat die 
Übermittlungspflichten und damit einen Teil seiner Kontrollmöglichkeiten aufge-
ben, würde sich die Frage stellen, ob der Staat sich seiner Kontrollmöglichkei-
ten bereits in einem verfassungsrechtlich nicht mehr vertretbaren Maß begibt.  

 

5. Umgestaltung der Übermittlungspflicht durch Ausschluss bestimmter öffent-
licher Stellen aus der Übermittlungspflicht des § 87 Abs. 2 AufenthG  

Es besteht die Möglichkeit, bestimmte staatliche Stellen ausdrücklich aus der 
Übermittlungspflicht auszunehmen. Dazu wäre eine Gesetzesänderung erfor-
derlich. Die fraglichen staatlichen Stellen wären zu identifizieren und zu benen-
nen. Zu denken ist etwa an öffentliche Krankenhäuser zur Erleichterung der 
Gesundheitsversorgung, an öffentliche Schulen zur Erleichterung der Bildung 
oder an die Gerichte zur Erleichterung der Einklagbarkeit von Ansprüchen, ins-
besondere von Arbeitslohn. Des Weiteren könnten auch Stellen ausgenommen 
werden, die staatliche Leistungen gewähren, etwa nach AsylbLG oder nach 
SGB XII. Damit wäre die Übermittlungspflicht klar geregelt; Abgrenzungs-
schwierigkeiten und dadurch entstehende Rechtsunsicherheiten würden ver-
mieden. 

Diese Option stellt das Interesse an der Inanspruchnahme sozialer Rechte in 
den Vordergrund. Der Kontrollanspruch des Staates steht dahinter zurück. Das 
Interesse an der Inanspruchnahme sozialer Rechte kann unterschiedlich stark 
in den Vordergrund gerückt werden – je nachdem wie weit man den Kreis der 
nicht übermittlungspflichtigen staatlichen Stellen zieht. Wird der Kreis weit ge-
zogen, stellt sich auch hier die Frage, ob der Staat sich seiner Kontrollmöglich-
keiten zu weitreichend begibt. 
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6. Umgestaltung der Übermittlungspflicht durch Einführung eines neuen abs-
trakten Kriteriums in § 87 Abs. 2 AufenthG  

Es besteht weiterhin die Möglichkeit, ein neues abstraktes Kriterium für das 
Entstehen der Übermittlungspflicht einzuführen. Zu denken ist hier etwa daran, 
nur Daten als übermittlungspflichtig anzusehen, die - rechtmäßig - erhoben wur-
den, nicht jedoch Daten, die sonst zur Kenntnis gelangt sind (im Sinne „aufge-
drängter“ Kenntnis). Auch dafür wäre eine Gesetzesänderung erforderlich. 

Diese Regelung würde dazu führen, dass der Umfang der bisherigen Übermitt-
lungspflicht minimal verringert würde, da die Abgrenzung zwischen rechtmäßig 
erhobenen Daten und „aufgedrängter“ Kenntnis von Daten in etwa der Abgren-
zung zwischen Kenntniserlangung im Rahmen und bei Gelegenheit der Aufga-
benerfüllung entspricht. 

Diese Ausgestaltung hat gegenüber der derzeitigen Rechtslage den Vorteil, 
dass sie rechtsklarer ist. Aus den gesetzlichen Regelungen ergibt sich eindeu-
tig, welche Daten aktiv erhoben werden dürfen. Beispielsweise darf die Schule 
nur dann das Datum „Aufenthaltsstatus“ erheben, wenn dies für die Aufnahme 
in die Schule relevant ist. Würden Schulleitung oder Lehrer aus anderen Grün-
den vom fehlenden Aufenthaltsstatus erfahren, so handelte es sich nicht um ein 
rechtmäßig erhobenes Datum. Es dürfte nicht übermittelt werden. Zudem wäre 
die Unterscheidung aus dem Gesetzestext erkennbar, während sie in der der-
zeitigen Praxis auf einer – nicht völlig überzeugenden - an Sinn und Zweck der 
Vorschrift orientierten Auslegung beruht. 

Der Nachteil dieser Option ist, dass Informationen, die ohne Zutun an die öffent-
liche Stelle herangetragen werden, von vornherein von der Übermittlung ausge-
schlossen sind. 

 

7. Ergebnis 

Unter der Prämisse, dass eine Umgestaltung grundsätzlich möglich, eine völlige 
Abschaffung der Übermittlungspflichten jedoch nicht denkbar ist, kommen fol-
gende Optionen in Frage: 

o Beibehalten der Übermittlungsvorschrift des § 87 Abs. 2 AufenthG; 

o Aufgabe der Abgrenzung zwischen Kenntnissen, die im Rahmen oder 
bei Gelegenheit der Aufgabenwahrnehmung erlangt wurden; 

o Umgestaltung der Übermittlungspflicht durch Ausschluss bestimmter öf-
fentlicher Stellen aus der Übermittlungspflicht des § 87 Abs. 2 AufenthG;  
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o Umgestaltung der Übermittlungspflicht durch Einführung eines neuen 
abstrakten Kriteriums in § 87 Abs. 2 AufenthG. 

Vorzugswürdig ist die Beibehaltung der Übermittlungspflichten des Aufenthalts-
gesetzes unter Aufgabe der Abgrenzung zwischen Kenntnissen, die im Rahmen 
oder bei Gelegenheit der Aufgabenwahrnehmung erlangt wurden. Der Bericht 
zeigt zum einen, dass der Anwendungsbereich der Übermittlungsvorschriften 
auf die Kenntnisse öffentlicher Stellen beschränkt ist und der Übermittlung kei-
ne Sperre, insbesondere das Arztgeheimnis, entgegenstehen darf. Soweit unter 
diesen Voraussetzungen eine Übermittlungspflicht entsteht, stellt sie ein sach-
gerechtes Mittel dar, um dem Aufenthaltsrecht in der Praxis Geltung zu ver-
schaffen. Die abschreckende Wirkung ist insoweit auch beabsichtigt. Die 
Rechtsunsicherheit entsteht vor allem durch die in den Vorläufigen Anwen-
dungshinweisen verankerte Abgrenzung von Kenntnissen, die im Rahmen oder 
bei Gelegenheit der Aufgabenerfüllung erlangt wurden. Dass diese aus Sinn 
und Zweck hergeleitete Abgrenzung nicht überzeugend ist, wurde oben darge-
stellt. Eine Aufgabe des Kriteriums führt zwar zu einer – geringfügigen – Aus-
weitung der Übermittlungspflichten , aber auch zu mehr Rechtsicherheit. 

Der Ausschluss bestimmter öffentlicher Stellen von der Übermittlungspflicht da-
gegen stellt eine kaum noch vertretbare Aufgabe staatlicher Kontrollbefugnisse 
dar. Die Einführung eines neuen abstrakten Kriteriums würde zu einer Ein-
schränkung führen. Informationen, die an eine öffentliche Stelle ohne ihr Zutun 
herangetragen werden, wären ohne sachlichen Grund von vornherein von der 
Übermittlungspflicht ausgeschlossen. 
 

II. Strafbarkeit humanitär motivierter Hilfe 

Wie oben dargestellt, kann eine Handlung grundsätzlich auch dann als Hilfe 
zum illegalen Aufenthalt im Sinne des § 96 Abs. 1 Nr. 2 AufenthG strafbar sein, 
wenn ihr humanitäre Motive zu Grunde liegen. In der Praxis spielen die typi-
schen Helferfälle im Zusammenhang mit § 96 Abs. 1 Nr. 2 AufenthG keine Rol-
le. 

Medizinische (Notfall)-Hilfe erfüllt den Tatbestand des § 96 Abs. 1 Nr. 2 Auf-
enthG nicht. Im Übrigen kommt es nach der Rechtsprechung darauf an, ob der 
Illegale zur Fortsetzung seines illegalen Aufenthalts bereits fest entschlossen 
ist. Sofern dies zu bejahen ist, kann keine Förderung der Haupttat mehr erfol-
gen. Ob dies der Fall ist, muss im Einzelfall ermittelt werden. 

Im Folgenden werden die Möglichkeiten dargestellt, die von der Rechtsordnung 
missbilligten Handlungen konkreter einzugrenzen. 
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1. Aufhebung der qualifizierten Strafbarkeit der Beihilfe zum unerlaubten Auf-
enthalt gemäß § 96 Abs. 1 Nr. 2 AufenthG 

Die qualifizierte Strafbarkeit der Beihilfe zum unerlaubten Aufenthalt in § 96 
Abs. 1 AufenthG könnte aufgehoben werden, soweit es sich um eine wiederhol-
te Handlung oder eine Handlung zu Gunsten mehrerer Ausländer handelt. Dazu 
müsste der Verweis auf die Haupttat des § 95 Abs. 1 Nr. 2 AufenthG gestrichen 
werden; die Aufhebung der Strafbarkeit sollte sich auf die Tatbestandsalternati-
ve Nr. 2 – wiederholt oder zu Gunsten mehrerer Ausländer - beschränken, nicht 
jedoch die Alternative Nr. 1 – gegen Vermögensvorteil – einbeziehen, da nur 
Fälle unentgeltlicher, humanitär motivierter Hilfe von der qualifizierten Strafbar-
keit ausgeschlossen werden sollten. 

Eine solche Aufhebung würde eindeutig festlegen, dass das Verhalten von Hel-
fern – sei es medizinische oder sonstige materielle oder immaterielle Hilfe – 
nicht nach § 96 Abs. 1 AufenthG strafbar ist. Die Hilfe zur illegalen Einreise 
bliebe weiterhin qualifiziert strafbar, womit dann die echten Schleuserfälle, auf 
die die Vorschrift in erster Linie abzielt, weiterhin der qualifizierten Strafbarkeit 
unterliegen. Es bliebe zudem bei der Strafbarkeit einer Beihilfehandlung nach 
allgemeinem Strafrecht. Damit würde im Hinblick auf die Strafbarkeit nach § 96 
Abs. 1 AufenthG Rechtssicherheit erreicht. 

Mit dieser Änderung würde der Eindruck vermittelt, dass der Unwertgehalt einer 
Beihilfehandlung zum illegalen Aufenthalt geringer ist als der einer Beihilfehand-
lung zur illegalen Einreise. Da der konkrete Nachweis der illegalen Einreise in 
der Praxis schwieriger ist als der Nachweis des illegalen Aufenthalts konnten 
bislang Schleuserfälle, in denen die Beilhilfe zur illegalen Einreise nicht nach-
gewiesen werden konnte, über die Beihilfe zum illegalen Aufenthalt sachgerecht 
behandelt werden. Diese Möglichkeit entfiele mit der genannten Änderung. Hin-
zu kommt, dass eine qualifizierte Strafbarkeit auch dann entfällt, wenn das Er-
langen oder Versprechen lassen des Vermögensvorteils nicht nachgewiesen 
werden kann. Jedoch bleibt in diesen Fällen die Beihilfe zum illegalen Aufent-
halt auf Grund der allgemeinen strafrechtlichen Beihilferegeln strafbar sind.  

 

2. Herausnahme der Strafbarkeit humanitär motivierter Hilfe aus § 96 Abs. 1 
Nr. 2 AufenthG 

Die Strafbarkeit der humanitär motivierten Hilfe könnte in § 96 Abs. 1 StGB 
ausdrücklich ausgeschlossen werden, etwa durch Ergänzung der Formulierung 
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„es sei denn, die Hilfeleistung zielt ausschließlich auf eine humanitäre Unter-
stützung“ am Ende des Absatzes.  

Eine entsprechende Gesetzesänderung würde eindeutig festlegen, dass die 
Strafbarkeit der rein humanitär motivierten Hilfehandlung bereits nach dem Ge-
setzeswortlaut auf der Ebene des objektiven Tatbestandes entfällt. Damit würde 
der Gesetzgeber eine Handlung, die ausschließlich auf eine Verbesserung der 
Lebenssituation zielt, nicht aber die Fortsetzung des illegalen Aufenthalts zum 
Ziel hat, als nicht strafwürdig werten. Mit der Beschränkung auf die ausschließ-
lich humanitär motivierte Hilfe bliebe es bei der Strafbarkeit, wenn für die Hilfe-
leistung auch andere Motive eine Rolle spielen. In diesen Fällen hätten die Ge-
richte auch weiterhin die Möglichkeit, die Motive im Rahmen der Strafzumes-
sung zu berücksichtigen. 

Mit dieser Änderung gäbe der Staat jedoch das unbedingte Verbot der Förde-
rung illegalen Aufenthalts auf. Zu bedenken ist auch, dass die jetzige, offene 
Formulierung den Gerichten mehr Möglichkeiten und mehr Flexibilität bei der 
Beurteilung unterschiedlicher Fallkonstellationen bietet. Die von der Rechtspre-
chung entwickelte Einschränkung, wonach es noch möglich sein muss, den 
Tatentschluss des Haupttäters zu verstärken, würde mit der Ergänzung an Be-
deutung verlieren, obwohl damit bislang sinnvolle Ergebnisse erzielt werden 
konnten. Hinzu kommt, dass die Berücksichtigung der Zielrichtung und Motiva-
tion einer Handlung im objektiven Tatbestand dem deutschen Strafrecht fremd 
ist; solche Erwägungen sollten im Rahmen der Strafzumessung Berücksichti-
gung finden. Das negative Tatbestandsmerkmal „humanitäre Unterstützung“ 
wäre zudem ein neu ins Nebenstrafrecht eingeführter Begriff, der noch ohne 
scharfe Konturen ist. Hier könnte zwar die Gesetzesbegründung eine gewisse 
Hilfestellung geben, weitere Klärung wäre jedoch erst durch die Rechtspre-
chung möglich. Auch die Beschränkung auf die „ausschließlich“ humanitären 
Motive, würde ein gewisses Maß an Unsicherheit weiterhin bestehen lassen. 

 

3. Herausnahme der Strafbarkeit medizinischer Hilfe aus § 96 Abs. 1 Nr. 2 
AufenthG 

Die Strafbarkeit medizinischer Hilfe könnte in § 96 Abs. 1 StGB ausdrücklich 
ausgeschlossen werden. Hier ist folgender ergänzender Halbsatz am Ende des 
Absatzes denkbar: „… es sei denn, es handelt sich um medizinisch gebotene 
Hilfe.“ 

Mit dieser Formulierung würde klar gestellt, dass die medizinisch gebotene Hil-
fe, deren Unterlassen ihrerseits eine Rechtsverletzung darstellt, nicht tatbe-



 46

standsmäßig ist. Es handelte sich um eine ausdrückliche Klarstellung des be-
reits geltenden Rechts; eine Einschränkung der Strafbarkeit in der Praxis wäre 
damit nicht verbunden. Hiervon ginge das Signal aus, dass medizinisch gebo-
ten Hilfe zu Gunsten von Illegalen nicht missbilligt wird.  

Auch hier können jedoch Unsicherheiten bei der Auslegung auftreten. Der Beg-
riff medizinisch gebotene Hilfe müsste klar definiert werden, was im Einzelfall 
dann wiederum problematisch sein kann und insoweit die Rechtssicherheit ge-
genüber der jetzigen Formulierung nicht erhöht. Ziel sollte es sein, diejenigen 
Handlungen aus dem Tatbestand auszuschließen, die wegen gegenläufiger 
Rechtspflichten nicht tatbestandsmäßig sein können. Eindeutig ist dies für die 
Nothilfe im Sinne des § 323c StGB, da hier auf die Rechtsprechung zu § 323c 
StGB zurückgegriffen werden kann. Keine Klarheit bestünde zunächst für die 
medizinisch gebotene Hilfe außerhalb der Nothilfe. 

 

4. Unverändertes Beibehalten des § 96 Abs. 1 Nr. 2 AufenthG  

Die Strafvorschrift des § 96 Abs. 1 Nr. 2 AufenthG könnte unverändert beibehal-
ten werden.  

Die Tatbestandsmerkmale des Straftatbestandes sind durch die bisherige 
Rechtsprechung konkretisiert. Bislang ist es, soweit ersichtlich, nicht zu Verur-
teilungen in typischen Helferfällen gekommen. Das Instrumentarium des Straf-
rechts ist ausreichend flexibel, um auf Fallvarianten zu reagieren.  

Die offensichtlich auf Seiten der Helfer bestehenden Unsicherheiten blieben 
jedoch bestehen. Die von Helfern geforderte positive Bewertung ihrer humanitär 
motivierten Hilfe durch den Gesetzgeber bliebe aus. 

 

5. Präzisierung in den Allgemeinen Verwaltungsvorschriften 

Eine weitere Option ist die Präzisierung des Straftatbestandes in den zum Auf-
enthG geplanten Allgemeinen Verwaltungsvorschriften, die vom Bund mit Zu-
stimmung des Bundesrates erlassen werden. Zwar sind die Gerichte nicht an 
die Verwaltungsvorschriften gebunden (Art. 92 GG), jedoch sind die Vorgaben 
für die Staatsanwaltschaften bindend, so dass es in den relevanten Fällen nicht 
zu Ermittlungsverfahren kommen würde. Inhaltlich würde die oben aufgeführte 
Rechtsprechung wiedergegeben. Entscheidend wäre, ob der Illegale unabhän-
gig von der Hilfeleistung fest entschlossen ist, seinen Aufenthalt fortzusetzen.  

Auf diese Weise würde die Rechtssicherheit im Rahmen des geltenden Rechts 
erhöht werden, ohne die Flexibilität der jetzigen Strafvorschrift aufzugeben. 
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Diese Option genügt jedoch den Forderungen nicht, die vom Gesetzgeber die 
Wertung der humanitären Hilfe als nicht strafwürdig erwarten. Hinzu kommt, 
dass – angesichts der Kritik an der Rspr. des BGH  - eine Änderung der Recht-
sprechung in diesem Punkt denkbar ist. Die Verwaltungsvorschriften müssten 
dann ggf. angepasst werden. 

 

6. Ergebnis: 

Demnach gibt es für Änderungen der Strafbarkeit humanitär motivierter Hilfe 
folgende Optionen: 

o Aufhebung der qualifizierten Strafbarkeit der Beihilfe zum unerlaubten 
Aufenthalt gemäß § 96 Abs. 1 Nr. 2 AufenthG 

o Herausnahme der Strafbarkeit humanitär motivierter Hilfe aus § 96 Abs. 
1 AufenthG; 

o Herausnahme der Strafbarkeit medizinischer Hilfe aus § 96 Abs. 1 Nr. 2 
AufenthG; 

o Unverändertes Beibehalten des § 96 Abs. 1 Nr. 2 AufenthG; 

o Präzisierung in den Allgemeinen Verwaltungsvorschriften. 

Der ersten Alternative, wonach die qualifizierte Strafbarkeit der Beihilfe zum 
unerlaubten Aufenthalt aufgehoben wird, ist der Vorzug zu geben. Ausgehend 
von dem Befund, dass Verurteilungen in typischen Helferfällen nicht bekannt 
wurden, kann mit der Aufhebung der qualifizierten Strafbarkeit für bestimmte 
Fälle Rechtssicherheit geschaffen werden. Diese Option behält die qualifizierte 
Strafbarkeit der Beihilfe zur illegalen Einreise unverändert bei, ebenso die quali-
fizierte Strafbarkeit der Beihilfe zum illegalen Aufenthalt, wenn ein Vermögens-
vorteil erlangt oder versprochen wurde. Die übrigen Optionen würden die bishe-
rige Rechtsunsicherheit bestehen lassen oder neue Unsicherheiten, Privilegie-
rungen oder Systembrüche schaffen. 

 

III. Gesundheitsversorgung 

Für den Themenkomplex Gesundheitsversorgung wurde oben Folgendes fest-
gestellt:  

Eine Krankenbehandlung Illegaler ist grundsätzlich möglich. Neben der privaten 
Krankenbehandlung hat der Illegale Anspruch auf bestimmte Leistungen nach 
dem AsylbLG, sofern er bereit ist, seinen Aufenthaltsstatus offen zu legen. Die 
Übermittlungspflicht des § 87 Abs. 2 AufenthG besteht nur für die Verwaltung 
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öffentlicher Krankenhäuser, sofern sie vom fehlenden Aufenthaltsrecht durch 
eigene Ermittlungen im Rahmen der Abrechnung erfährt, nicht jedoch, wenn 
diese Tatsache im Rahmen der Behandlung bekannt wurde. Medizinische Hilfe 
zu Gunsten von Illegalen wird nicht vom Tatbestand des § 96 Abs. 1 Nr. 2 Auf-
enthG erfasst; Ärzte und sonstiges medizinisches Personal, das medizinische 
Hilfe leistet, macht sich nicht strafbar.  

Die Optionen für eine Änderung der Übermittlungspflichten nach § 87 Abs. 2 
AufenthG sowie für eine Änderung des § 96 Abs. 1 Nr. 2 AufenthG wurden be-
reits erörtert. 

Zu erörtern bleibt die Kostentragungsregelung für die medizinische Behandlung 
Illegaler. Hier werden im Wesentlichen folgende Optionen diskutiert: Die Mög-
lichkeit des anonymen Abschlusses einer Krankenversicherung, die Einführung 
eines anonymen Krankenscheins sowie die Errichtung eines Fonds, der Ärzten 
und Krankenhäusern die Kosten für die Behandlung Illegaler ersetzt.  

Sofern die Finanzierung insbesondere der letzten beiden Optionen allein durch 
öffentliche Mittel erfolgen soll, bestehen erhebliche Bedenken. 

Angesichts der schwierigen Haushaltslage in Bund und Ländern ist die Finan-
zierung von Gesundheitsleistungen für illegal aufhältige Ausländer nicht zu be-
gründen. Ausländer müssen regelmäßig ausreichenden Krankenversicherungs-
schutz als Teil der Lebensunterhaltssicherung als Voraussetzung für die Ertei-
lung eines Aufenthaltstitels nachweisen (§ 5 Abs. 1 Nr. 1 i.V.m. § 2 Abs. 3 Auf-
enthG). Eine öffentliche Finanzierung der Krankheitskosten für Ausländer, die 
diese Voraussetzung nicht erfüllen, würde die Regelung konterkarieren. Sie 
würde denjenigen materiell begünstigen, der einen Rechtsverstoß begeht. Dies 
ist angesichts der oben beschriebenen Rechtsprechung des BVerfG, wonach 
jedenfalls keine Anreize zu Rechtsverletzungen geschaffen werden dürfen86, 
unzulässig.  

Eine steuerfinanzierte Krankenversorgung widerspräche zudem dem Prinzip 
des deutschen Sozialrechts, wonach beitragsfinanzierte Sozialversicherungs-
systeme Vorrang gegenüber steuerfinanzierten haben. 

Gegen eine Finanzierung aus öffentlichen Mitteln spricht auch folgende Überle-
gung: Die Koalitionsfraktionen verfolgen das politische Ziel, dass niemand in 
Deutschland ohne Krankenversicherungsschutz sein soll. Dies wird nach dem 
Regierungsentwurf des GKV-Wettbewerbsstärkungsgesetzes87 umgesetzt, in-
                                            
86 Vgl. Seite 38f.  
87 http://www.die-
gesundheitsreform.de/gesundheitspolitik/gesundheitsreform_2006/index.html?param=st. 
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dem für Menschen, die nicht anderweitig pflicht- oder privatversichert sind, eine 
Versicherungspflicht in der gesetzlichen Krankenversicherung geschaffen wird. 
Dies bedeutet, dass diese Menschen zu ihrem Krankenversicherungsschutz 
grundsätzlich mit ihrem Einkommen beitragen müssen. Es wäre widersprüch-
lich, diese Menschen finanziell an ihren Krankheitskosten zu beteiligen, wäh-
rend man für Illegale auf eine Beteiligung verzichtet.  

Eine Einbeziehung in die gesetzliche Krankenversicherung durch Schaffen ei-
ner anonymen Versicherungsmöglichkeit ist ebenfalls abzulehnen. Zwar würden 
die Betroffenen damit an den Gesundheitskosten beteiligt. Ausländer mit lega-
lem Aufenthaltsstatus einerseits und illegal aufhältige Ausländer andererseits 
würden dann gleichbehandelt. Auch dies schafft jedoch – abgesehen Schwie-
rigkeiten der praktischen Umsetzbarkeit88 - einen Anreiz, sich nicht an die Re-
geln zu halten.  

Gegen die Einrichtung eines Fonds durch die Zivilgesellschaft mit privaten Mit-
teln bestehen dagegen keine Bedenken.  

 

IV. Bildung 

In der Mehrzahl der Länder ist der Zugang illegal aufhältiger Kinder zur Schule 
nicht eindeutig geregelt. 

Die Optionen für die Änderung der Übermittlungspflichten des § 87 Abs. 2 Auf-
enthG sowie für die Änderung im Hinblick auf die Strafbarkeit von humanitärer 
Hilfe gemäß § 96 Abs. 1 Nr. 2 AufenthG, die sich auch auf Schulleiter und Lehr-
personal beziehen, wurden oben bereits erörtert. 

Die Sicherstellung des Schulbesuchs im Übrigen fällt in die Zuständigkeit der 
Länder. Hier sind die Länder ggf. in der Pflicht ihre Handlungsmöglichkeiten zu 
identifizieren und entsprechende Schritte zur Umsetzung einzuleiten. 

 

V. Erwerbstätigkeit 

Auch bei Arbeitsaufnahme durch einen Ausländer ohne Aufenthaltstitel, der zur 
Arbeitsaufnahme berechtigt, entsteht mit der Arbeitsaufnahme ein Lohnan-
spruch, der einklagbar ist. 

Die Optionen für die Änderung der Übermittlungspflichten des § 87 Abs. 2 Auf-
enthG, die sich auch auf Richter beziehen würden, wurden oben bereits erör-
tert. 
                                            
88 Wer überwacht die regelmäßige Beitragszahlung? Wie errechnet sich der Tarif?  
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Weiterer Handlungsbedarf ist nicht erkennbar. 
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